
Protokoll
11.Parteitag 
der CDU Deutschlands
7.November 1998 
Maritim · Bonn



Deutschlands bekannt. Abgegebene Stimmen: 968. Ungültige Stimmen: eine. Enthaltungen:
25. Gültige Stimmen danach: 942. Die erforderliche Mehrheit beträgt 472. Mit Nein stimmten
68, mit Ja 874 gleich 93 Prozent.

(Beifall)

Frau Dr. Merkel, bevor Sie all die Glückwünsche entgegennehmen, darf ich Sie fragen, ob Sie
die Wahl annehmen.

Dr. Angela Merkel, Generalsekretärin der CDU: Herr Präsident, ich nehme die Wahl an und be-
danke mich für das Vertrauen.

(Beifall)

Hartmut Perschau, Tagungspräsidium: Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Frau
Dr. Merkel, herzlichen Glückwunsch zu diesem bravourösen Ergebnis. Mit diesem Ergebnis
haben Sie einen außerordentlich hohen Vertrauensbeweis dieses Parteitages erhalten. Der
Parteitag hat mit diesem Wahlergebnis gleichzeitig zum erstenmal eine Frau in das Amt des
Generalsekretärs der Christlich Demokratischen Union Deutschlands gewählt.

(Beifall)

Liebe Frau Merkel, Sie merken es an der Stimmung des Parteitages: Das Vertrauen ist groß.
Wir legen Ihnen unsere Partei sozusagen ans Herz. Wir wünschen Ihnen, daß Sie eine hohe
Vitalität im Amt entwickeln, daß Sie Angriffsfreude entwickeln, Augenmaß und eine glückliche
Hand haben.

Der Partei wächst in der Opposition mehr Gestaltungsfreiheit, mehr Gestaltungsverantwor-
tung und sicherlich auch mehr Gewicht zu. Wir wünschen Ihnen dabei alles Gute und für uns
gemeinsam viel Erfolg. Sie können sicher sein: Die CDU steht zu Ihnen  – wie dieses Ergeb-
nis es beweist.

(Beifall)

Klaus-Rüdiger Landowsky, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, es folgt ein wei-
terer Wahlgang mit Neuerung und Erneuerung.

Ich rufe den TAGESORDNUNGSPUNKT 12.3 auf:

WAHL DER 4 STELLVERTRETENDEN VORSITZENDEN
DER CDU DEUTSCHLANDS

Sie kennen die Kandidatenliste. Ich nenne sie in alphabetischer Reihenfolge: Dr. Norbert Blüm,
Volker Rühe, Dr. Annette Schavan und Christian Wulff. Wir waren übereingekommen, daß je-
der der Kandidaten die Möglichkeit hat, sich Ihnen kurz vorzustellen.

(Unruhe)

Meine Damen und Herren, es sind auch zwei Neukandidaturen dabei. Wir haben im Vorfeld
darüber gesprochen. Ich finde, das sollte sein; das ist auch gute demokratische Übung.

(Beifall)
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Als erster hat Norbert Blüm das Wort.

Dr. Norbert Blüm: Ich heiße Norbert Blüm, bin 63 Jahre alt, Sozialpolitiker aus Pflicht und
Neigung, Volksparteiler aus Vernunft und Einsicht. Mein Quellgebiet – es gibt ja verschiede-
ne – ist die christlich-soziale Bewegung. Ich bin Mitglied der Kolpingfamilie, der Katholischen
Arbeitnehmerbewegung, von Amnesty International und der IG Metall.

(Heiterkeit und Beifall)

Ich bin außerdem noch Mitglied einer Familie – ob zahm oder wild; ich hoffe, nicht lau. – Das war’s.

(Beifall)

Klaus-Rüdiger Landowsky, Tagungspräsidium: Kurz und bündig. – Das Wort hat Volker Rühe.

Volker Rühe: Ich heiße Volker Rühe und bin aus dem Landesverband Hamburg. Wir brau-
chen immer besonders viel Zuwendung und Unterstützung.

(Heiterkeit)

Ich möchte mich weiterhin um Fragen der Außenpolitik, der Sicherheitspolitik und der Euro-
papolitik kümmern. Die neue Regierung hat sich in die Kontinuität unserer Politik gestellt. Aber
das ist vielfach nur der Schein. Deswegen wird für den Kurs unseres Landes viel davon ab-
hängen, daß wir hier weiterhin die entscheidenden Konzeptionen entwickeln.

Das zweite: Ich war als Generalsekretär und als Verteidigungsminister gerne in den neuen
Bundesländern. Dort möchte ich mithelfen, wo immer das gewünscht wird, die CDU zu stärken.

Schließlich komme ich aus dem Norden. Deswegen möchte ich auch einen Beitrag dazu lei-
sten, daß die CDU im Norden noch stärker wird. – Vielen Dank.

(Beifall)

Klaus-Rüdiger Landowsky, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Volker Rühe. – Das Wort zu ei-
ner Vorstellung hat Frau Dr. Annette Schavan.

Dr. Annette Schavan (mit Beifall begrüßt): Meine Damen und Herren, ich heiße Annette Scha-
van, bin 43 Jahre, Rheinländerin und seit drei Jahren Kultusministerin in Baden-Württemberg.

Meine politische Lehrzeit sind zehn Jahre Kommunalpolitik in Neuss, danach 15 ganz norma-
le Berufsjahre in der Erwachsenenbildung, in der Begabtenförderung, zuletzt als Leiterin ei-
nes Begabtenförderungswerkes, des Cusanuswerks.

Von 1987 bis 1988 war ich Bundesgeschäftsführerin der Frauen-Union der CDU. Ich bin heu-
te auch Vizepräsidentin des Zentralkomitees der Deutschen Katholiken, im Stuttgarter CDU-
Kreisverband fest verwurzelt und Mitglied im CDU-Landesvorstand Baden-Württemberg.

Meine Damen und Herren, als ich Anfang der 70er Jahre in die CDU eintrat, da hieß es: Das
Denken und das Lebensgefühl der Menschen sind ganz anders als das, wofür die CDU steht.
Da hieß es: Es beginnen neue Zeiten, Zeiten ohne CDU; in der Partei ist Ballast; es beginnt et-
was ganz anderes. – Das war damals ein Irrtum, und so ist es heute auch.

92



Wir haben damals in vielerlei Hinsicht einen großen Aufbruch geschafft. Wir hatten 16 erfolg-
reiche Jahre in dieser Bundesregierung. Deshalb bin ich davon überzeugt: Wir müssen heute
nicht verzagt sein. 

Wir werden wieder einen Aufbruch wagen. Zu diesem Aufbruch gehört für mich: Stark werden
in der Kommunalpolitik – das ist nicht die unterste Ebene politischer Arbeit; vielmehr ist es un-
ser Fundament, in Städten und Gemeinden stark zu sein.

(Beifall)

Für mich gehört vieles von dem dazu, was heute schon angesprochen worden ist, nämlich
Schluß zu machen damit, daß wir Globalisierung gegen Gerechtigkeit, Soziales gegen Wirt-
schaftspolitik ausspielen. Meine Damen und Herren, mit einem Flügel läßt sich nicht gut flie-
gen. Deshalb stimmt das, was heute gesagt worden ist: Wir sind dann stark, wenn wir die Din-
ge zusammenbringen, die im Leben der Menschen zusammengehören. Menschen in dieser
Gesellschaft leben auch am Ausgang des 20. Jahrhunderts nicht nur von erfolgreichen Bilan-
zen, vom Wettbewerb, vom Markt und von Konkurrenz, sie leben auch von dem, was zu un-
serer Tradition gehört.

Deshalb müssen wir uns an der öffentlichen Debatte darüber beteiligen – wir müssen sie an-
zetteln –, was diese Gesellschaft im Inneren zusammenhält. Wir sehen das Heil des Men-
schen nicht nur in der erfolgreichen Bilanz. Sie ist zwar hilfreich, aber nicht sinnstiftend.

Drittens, meine Damen und Herren, werde ich nicht vergessen, daß ich einmal Bundesge-
schäftsführerin der Frauen-Union der CDU war.

(Beifall)

Das wird auch künftig eine Rolle spielen. Vielleicht gelingt es uns, die verquälten Gesichtszü-
ge zu verlieren, wenn die Worte „Frauenpolitik“ und „Gleichberechtigung“ fallen.

(Heiterkeit und Beifall)

Eigentlich stimmt es ja, daß wir besser werden müssen, wenn es um Gleichberechtigung geht.
Aber es stimmt eben auch, daß wir geschafft haben, was die SPD-Frauen nicht geschafft haben,
nämlich zehn Jahre eine erfolgreiche Bundestagspräsidentin zu haben. Das haben die anderen
nicht geschafft. Wir haben einen Erfahrungsvorsprung, wenn es um Spitzenpositionen geht.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, schließlich möchte ich – das hat natürlich mit meinem jetzigen Amt zu
tun – eine Lanze für die junge Generation brechen. Die junge Generation heute braucht Signale im
Blick auf Bildung, Ausbildung, Arbeit und Kultur. Wer in Deutschland fragt, wo gute Schulen sind,
der hört nicht: in Hessen und Niedersachsen. Wer fragt, wo die niedrigste Jugendarbeitslosigkeit
ist, der hört nicht: in Niedersachsen, der landet im Süden: in Bayern und Baden-Württemberg. 

Ich bin selbstbewußt zu sagen, ich gehe gern einen Weg mit, der kein Spaziergang ist, der
aber ein Weg zu einem kraftvollen Aufbruch ist, der zu Klarheit und Modernisierung führt. – Ich
danke Ihnen.

(Beifall)
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Klaus-Rüdiger Landowsky, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Frau Schavan. Als letzter
der Kandidaten hat jetzt Christian Wulff das Wort. 

Christian Wulff: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lie-
be Freunde! Mein Name ist Christian Wulff. Ich bin 39 Jahre alt, verheiratet und habe eine
Tochter, die morgen fünf Jahre alt wird. Deswegen müssen wir heute nacht hier fertig werden. 

Ich möchte gern daran mitarbeiten, daß wir einen Generationenmix zwischen der Erfahrung,
die wir brauchen, und der Erneuerung hinbekommen, vor der sich niemand zu fürchten
braucht. Manche Äußerung gibt dazu Anlaß, daß dieser Hinweis nicht völlig unangebracht ist. 

Ich war auf Bundesebene in der Grundsatzkommission und war – auch das sei hier bekannt –
Mitglied im Bundesfachausschuß Frauenpolitik von 1990 bis 1994. Die Frauen haben gesagt,
sie wollten nicht unter sich sein, sondern sie wollten auch einige Männer dabei haben. Das
fand ich sehr vernünftig, weil wir Frauenpolitik mit den Männern machen sollen. Das liegt auch
im Interesse der Männer. Das sage ich hier ausdrücklich. 

Sie wissen, ich bin nicht nur Anwalt, sondern auch Oppositionsführer. Ich wäre lieber ein Re-
gierungschef. Ich fände es noch erfreulicher, wenn wir aus der Riege der Ministerpräsidenten
einige Neue ins Präsidium wählen könnten. Die Möglichkeit besteht nur bedingt. Deswegen
sollten wir daran schnell etwas ändern.

Im Gegensatz zur baden-württembergischen Kultusministerin muß ich bekennen, daß ich in
Niedersachsen und nicht in Baden-Württemberg zur Schule gegangen bin. Aber auch des-
halb brauchen Sie sich nicht zu fürchten, denn ich bin zu CDU-Zeiten in Niedersachsen zur
Schule gegangen. Da war die Welt noch in Ordnung.

(Beifall)

Wir brauchen, meine Damen und Herren, nicht dem Zeitgeist zu frönen, wir brauchen auch nicht
unsere Programme über Bord zu werfen. Wir müssen uns vor allem Gedanken machen, wie wir
wieder Mehrheiten für die von uns als richtig erkannte Politik finden. Denn Wahlen sind nicht nur
Abstimmungen über die Richtigkeit von Politik, sondern Wahlen sind manchmal auch Abstim-
mungen über die Vermittelbarkeit von Politik und über organisatorische, personelle und inhaltli-
che Möglichkeiten. Hier sollten wir besser werden. Daran möchte ich arbeiten. – Vielen Dank. 

(Beifall)

Klaus-Rüdiger Landowsky: Vielen Dank. Meine Damen und Herren, damit kommen wir zum
Wahlgang. Ich darf auf folgendes hinweisen: Nach § 43 Abs. 2 des Statuts muß mindestens
die Hälfte der Zahl der zu wählenden Kandidaten angekreuzt sein. Sie müssen also minde-
stens zwei und dürfen – in diesem Fall – höchstens vier Kandidaten ankreuzen. Alle Zettel, die
zwei, drei oder vier Kreuze enthalten, sind gültig. 

Ich möchte noch eines sagen: Nach dem Beschluß des Bundesparteitages in Hannover zur
Gleichstellung von Männern und Frauen in der Partei ist folgendes erforderlich: Im ersten
Wahlgang müssen ein Drittel der tatsächlich Gewählten Frauen sein. Da nur eine Frau kandi-
diert, muß, um die Gültigkeit der Wahlen herbeizuführen, Frau Dr. Schavan gewählt sein. Ich
weise nur der Form halber darauf hin, damit wir uns darüber nachher nicht im unklaren sind.
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Jetzt frage ich: Haben die Landesgeschäftsführer an alle Delegierten die großen roten Stimm-
zettel mit vier Namen verteilt? – Alle rufen ja, niemand ruft nein. Dann bitte ich Sie, die Stimm-
zettel auszufüllen und einzusammeln. – Meine Damen und Herren, bitte bleiben Sie im Raum.
Wir haben abgesprochen, daß wir – um keine Zeit zu verlieren – anschließend den Schatzmei-
ster wählen. Dies geht aber nur, wenn Sie im Saal bleiben und auch der Kandidat im Saal ist. 

(Vereinzelt Beifall)

Meine Damen und Herren, haben Sie alle die Chance gehabt, Ihren Stimmzettel abzugeben?
– Wenn alle die Stimmzettel abgegeben haben, schließe ich diesen Wahlgang. Ich gehe da-
von aus, daß es über die Monitore auch nach außen durchgedrungen ist, daß wir jetzt – um
keine Zeit zu verlieren – weitermachen. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 12 .4 auf: 

WAHL DES BUNDESSCHATZMEISTERS

Ich gebe das Wort dem Parteivorsitzenden. 

Dr. Wolfgang Schäuble, Vorsitzender der CDU: Liebe Delegierte, es steht zwar nicht in der
Satzung, aber es ist üblich – dessen habe ich mich vergewissert –, daß der Parteivorsitzende
für das Amt des Schatzmeisters einen Vorschlag macht. Das ist im übrigen ein Amt, für das die
Zahl der Bewerber noch geringer ist als für andere Ämter. Man muß gelegentlich sogar einen
gewissen Druck ausüben, um Bewerber zu finden.

Ich möchte aber, ehe ich meinen Vorschlag mache, ein Wort zu Brigitte Baumeister sagen. Als
ich vor vielen Jahren Fraktionsvorsitzender wurde, habe ich Brigitte Baumeister als Parla-
mentarische Geschäftsführerin vorgeschlagen. Seitdem arbeiten wir eng und freundschaft-
lich zusammen. Sie hat dies so gut gemacht, daß Helmut Kohl, als er einen Schatzmeister ge-
sucht hat, sie auch noch als Schatzmeisterin vorgeschlagen hat.

Ich habe gesehen, wieviel Last beide Ämter auf sie gelegt haben. Nachdem wir jetzt in der Op-
position in beiden Bereichen noch einmal größeren Belastungen ausgesetzt sein werden, ha-
ben wir uns darauf verständigt, daß sie sich auf eine Aufgabe konzentriert. Aber ich möchte
die Gelegenheit nutzen, mich auch vor diesem Parteitag bei Brigitte Baumeister ganz herzlich
für die großartige Arbeit zu bedanken, die sie als Bundesschatzmeisterin geleistet hat. 

(Beifall)

Ich habe mit Matthias Wissmann einige werbende Gespräche geführt, weil ich mir vorstelle,
daß es bei der schwierigen Aufgabe gut sein könnte, denjenigen, den der Bundesvorstand der
CDU Deutschlands Anfang dieses Jahres als ihren wirtschaftspolitischen Sprecher benannt
hat, in dieser schwierigen Zeit zugleich auch mit der Aufgabe des Schatzmeisters zu betrauen.

Ich bin froh und dankbar, daß Matthias Wissmann sich bereit erklärt hat – falls Sie ihn wählen –,
dieses Amt zu übernehmen. Ich bitte Sie um Ihr Vertrauen für Matthias Wissmann und danach
darum, ihn auch bei seiner wichtigen Aufgabe zu unterstützen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall) 
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Dirk Fischer, Tagungspräsidium: Vorgeschlagen ist unser Freund Matthias Wissmann. Ich
bitte ihn, sich kurz vorzustellen.

Matthias Wissmann: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich
weiß, daß angesichts der fortgeschrittenen Zeit lange Vorstellungen nicht erwünscht sind.
Deshalb sage ich nur wenige Worte zu meiner Person: Ich bin 49 Jahre alt und bin stolz, sechs
Jahre Bundesminister in der Regierung Helmut Kohls gewesen zu sein. Ich weiß, daß die Ar-
beit des Schatzmeisters Kärrnerarbeit ist. Das heißt zweierlei: Einnahmen erhöhen und Aus-
gaben begrenzen. Wenn ich dazu beitragen kann, dann hoffe ich, damit einen guten Dienst für
unsere gemeinsame Sache zu leisten. 

(Beifall) 

Dirk Fischer, Tagungspräsidium: Vor Eintritt in den Wahlgang bitte ich Sie um Aufmerksamkeit
für folgende Hinweise: Die Wahl des Bundesschatzmeisters wird mit dem gelben Stimmzettel
Nr. 3 aus dem Stimmzettelblock vorgenommen. Gültig sind Stimmzettel, auf denen „Ja“, „Nein“
oder „Enthaltung“ steht. Unbeschriftete Stimmzettel werden als Enthaltung gezählt. Stimmzet-
tel, die andere Bemerkungen tragen, sind ungültig. – Ich eröffne nunmehr den Wahlgang.

Sind alle Stimmzettel zur Wahl des Bundesschatzmeisters abgegeben worden? – Das ist of-
fensichtlich der Fall. Damit schließe ich diesen Wahlgang. 

Das Ergebnis der Wahl der vier stellvertretenden Vorsitzenden liegt noch nicht vor. Wir wollen
die Abwicklung der Tagesordnung dadurch beschleunigen, daß wir jetzt schon die Wahl der
sieben weiteren Mitglieder des Präsidiums aufrufen. Ich gebe dazu das Präsidium an Herrn
Dr. Pöttering ab.

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Liebe Freun-
de! Wir kommen zu TAGESORDNUNGSPUNKT 12.5: 

WAHL DER 7 WEITEREN MITGLIEDER DES PRÄSIDIUMS 

Für die Wahl der sieben weiteren Mitglieder des Präsidiums sind folgende Kandidaten vorge-
schlagen worden, die ich nun in alphabetischer Reihenfolge nenne: Dr. Maria Böhmer, Rainer
Eppelmann, Klaus Escher, Roland Koch, Peter Müller, Claudia Nolte, Peter Rauen, Prof. Dr.
Rita Süssmuth, Christa Thoben und Arnold Vaatz. Es wurde gefragt, warum Rudolf Seiters
nicht kandidiert. Sie alle wissen, daß Rudolf Seiters mit einem großartigen Ergebnis zum 
Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages gewählt wurde. 

(Beifall) 

In dieser Eigenschaft ist er nach der Satzung der CDU Mitglied im Präsidium. Ich darf sicher-
lich auch in Ihrer aller Namen Rudolf Seiters, der unserer Partei und unserem Land bei vie-
len wichtigen Aufgaben gedient hat, ganz herzlich zu seinem überzeugenden Ergebnis bei
der Wahl zum Vizepräsidenten des Deutschen Bundestages gratulieren. Herzlichen Glück-
wunsch, Rudolf Seiters. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, damit wir während der Zeit, in der die Ergebnisse der Wahlen zu
den Stellvertretern und zum Schatzmeister ermittelt werden, keine Zeit verlieren, schlage ich
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Ihnen, so wie es Dirk Fischer eben gesagt hat, vor, daß sich die Bewerberinnen und Bewerber
für die Beisitzerpositionen jetzt in alphabetischer Reihenfolge vorstellen. Ich darf zunächst
Frau Dr. Maria Böhmer bitten. Bitte schön, Frau Böhmer.

Dr. Maria Böhmer: Herr Tagungspräsident! Liebe Delegierte! Ich heiße Maria Böhmer und bin
48 Jahre alt. Ich bin stellvertretende Landesvorsitzende der CDU Rheinland-Pfalz und Lan-
desvorsitzende der Frauenunion. Dem Bundesvorstand der CDU gehöre ich seit vier Jahren
an. Als stellvertretende Vorsitzende der Grundsatzprogramm-Kommission habe ich die Ar-
beitsgruppe „Ökologische und Soziale Marktwirtschaft“ geleitet und konnte damit einen Kern-
bereich unserer Politik mitgestalten. Ich bin Bundestagsabgeordnete, und neben meiner Arbeit
im Wahlkreis in der Pfalz lehre ich an der Universität Mainz Medienpädagogik. Ich halte den
Kontakt zu meinem Beruf, weil ich überzeugt bin, daß es das A und O in der Politik ist, zu wis-
sen, was die Bürgerinnen und Bürger denken und fühlen und wo ihnen der Schuh drückt. 

Das hat mich bewegt nach neuen Wegen zu suchen, um die Arbeitslosigkeit zu verringern.
Ganz konkret heißt das, daß ich mich im Wahlkreis dafür eingesetzt habe, daß modellartig ein
Dienstleistungszentrum für Arbeit in Privathaushalten erprobt wird. Dieses Beispiel hat bun-
desweit Schule gemacht. Es gibt in Deutschland über 100 Dienstleistungszentren. Das hat vie-
len Frauen Arbeit gebracht. An diesem Punkt möchte ich weiterarbeiten. Ich bin überzeugt da-
von, daß wir alles dafür tun müssen, daß mehr zukunftsträchtige Arbeitsplätze geschaffen wer-
den und die Reform der sozialen Sicherungssysteme weitergeführt wird. Dabei wird es darauf
ankommen, daß wir das Gerechtigkeitsempfinden der Menschen treffen. Dazu gehört in mei-
nen Augen auch – seit heute sehe ich das sehr optimistisch –, daß wir die Anliegen der Frauen
in unserer Partei stärker zum Ausdruck bringen, so daß sie besser zum Tragen kommen.

Meine Damen und Herren, offen bleiben für neue Ideen, sich den Veränderungen in der Ge-
sellschaft stellen und die Grundsätze unserer Christlich Demokratischen Union zum Tragen
bringen – das ist für mich Erneuerung der CDU. Ich möchte daran gerne im Präsidium mitar-
beiten und bitte Sie sehr herzlich um Ihr Vertrauen. Danke.

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Frau Dr. Maria Böhmer.
– Als nächster Rainer Eppelmann.

Rainer Eppelmann: Liebe Freundinnen und Freunde! 1943 bin ich geboren worden. Ich ha-
be in meinem bisherigen Leben ganz unterschiedliche Dinge erfahren und gemacht. Ich bin
zum Beispiel Maurer gewesen. Als Maurer bilde ich mir ein, daß ich für Nähe und Solidarität
mit den vielen sogenannten kleinen Leute stehe.

Als Vater von fünf Kindern stehe ich für Verständnis und Toleranz, was Mütter, Frauen und
Kinder angeht. 

Als evangelischer Pfarrer stehe ich für das Durchsetzen von zwischenmenschlichen Grund-
werten in unserer Politik.

Als Bundesvorsitzender der CDA und Bundestagsabgeordneter möchte ich weiter stehen für
ein glaubwürdiges, für ein sachkundiges, für ein einladendes und vielfältiges Gesicht der
Volkspartei CDU.
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Als Ostdeutscher stehe ich für, glaube ich, eine große, viele Jahre durchgehaltene Kraft und
Hoffnung, daß das Bemühen einer Opposition Sinn haben kann, selbst dann, wenn es unrea-
listisch zu sein scheint. Wir sind immerhin 40 Jahre in der Opposition gewesen. Darum hoffe
ich, daß wir es jetzt unter paradiesischen Verhältnissen in vier Jahren packen. Dabei möchte
ich mithelfen. – Danke schön.

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Rainer Eppelmann. –
Nun hat Klaus Escher das Wort.

Klaus Escher: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mein Name ist
Klaus Escher. Ich bin 33 Jahre alt, von Beruf gelernter Rechtsanwalt. Ich bin allerdings seit
drei Jahren in einer Bank tätig, habe zunächst in Düsseldorf gearbeitet und arbeite seit rund
zwei Jahren in Frankfurt. Ich bin also, wenn Sie so wollen, der aktive Arbeitnehmer, der für das
Präsidium kandidiert. Ich werde auch in den kommenden Jahren versuchen, berufliches und
politisches Engagement miteinander zu verbinden. Ich halte das für eine wichtige Erfahrung.

Ich habe jetzt zunächst nicht für ein Mandat kandidiert, weil ich glaube, daß diese Erfahrung
zu sammeln auch für die politische Arbeit sehr wichtig ist. Angela Merkel hat den Begriff der
Lebenswirklichkeit benutzt. Tagtäglich mit der Lebenswirklichkeit zu tun zu haben, macht mir
jedenfalls große Freude.

Meine Damen und Herren, wenn man sich die Reden von Ludwig Erhard ansieht, fällt einem
auf, daß in diesen Reden von Wirtschaftspolitik kaum die Rede ist. Er spricht fast nur von ge-
sellschaftlichen Zielen, von Freiheit, von Verantwortung, vor allem von Wohlstand. Unser Pro-
blem ist, daß wir in den zurückliegenden Jahren zwar eine sehr starke wirtschaftliche Debatte
geführt haben, wir aber zuwenig klargemacht haben, welche gesellschaftlichen Ziele wir mit
dieser wirtschaftlichen Debatte verfolgt haben. Mein Ansatz ist, daß wir zu diesem Ideal zurück-
kehren: ein gesellschaftliches Ziel vor Augen zu haben, damit die Wirtschaftspolitik nicht für die
Wirtschaft, sondern für das gesellschaftliche Wohlergehen und für Wohlstand, für Gerechtig-
keit und für das Übereinstimmen der Gesellschafts- und der Wirtschaftsordnung gemacht wird. 

Ich habe in den letzten Jahren als Vorsitzender der Jungen Union versucht, sowohl innerhalb
der Partei als auch extern für die Belange der Jüngeren zu streiten; nicht immer – das gebe ich
zu – auf eine bequeme Weise. Aber es waren aus meiner Sicht – das ist in der Jungen Union
sicherlich eine schwierige Debatte gewesen – profilierte Jahre für die Jugendorganisation die-
ser Partei. 

Dieser Parteitag ist geprägt von Aufbruch und von Abschied. Wir haben in vielerlei Hinsicht
Grund zum Dank und zum Rückblick. Wir haben aber vor allem eine große Verpflichtung zu
erfüllen, weil wir in die Zukunft denken und arbeiten müssen. Und genau um die Erfüllung die-
ser Verpflichtung geht es seit jeher, wenn sich die Jugendorganisation der Partei, wenn sich
die Junge Union zu Wort meldet.

Ich möchte bei diesem Projekt mitwirken und als Vorsitzender der Jungen Union im Präsidium
mitarbeiten. – Herzlichen Dank.

(Beifall)
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Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Klaus Escher. – Nun hat
das Wort Roland Koch.

Roland Koch: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mein Name ist Roland Koch. Ich bin
40 Jahre alt, bin verheiratet und habe zwei Kinder. Morgens beginne ich als selbständiger
Rechtsanwalt – jedenfalls möglichst jeden Tag für eine kurze Zeit –, um dann Fraktions- und
Parteivorsitzender der hessischen CDU zu sein.

Ich habe ein kurzfristiges und ehrgeiziges Ziel: Ich möchte Ministerpräsident des Landes Hes-
sen werden, weil Hessen das verdient hat und weil die CDU damit etwas anfangen kann.

(Lebhafter Beifall)

Langsam, wir müssen ja noch die Wahl gewinnen.

Meine Damen und Herren, unser Bundesland Hessen ist das Land, in dem die rot-grüne Poli-
tik in Deutschland auf der Ebene von Bund und Ländern begonnen hat. Wir in Hessen finden
es deshalb ein lohnenswertes Ziel, dafür zu sorgen, daß Hessen auch das erste Land ist, in
dem die rotgrüne Politik auch wieder beendet wird.

(Beifall)

Das ist eine Aufgabe mit zwei sehr unterschiedlichen Dimensionen. Wir haben gelernt – das
hat etwas mit unserer Politik zu tun –, daß unter Rotgrün Bildung nicht besser, Sicherheit nicht
größer wird und die Zahl der Arbeitsplätze nicht stärker steigt, als es unter bürgerlicher Politik
möglich ist. Wir sehen in diesen Tagen, daß es erforderlich ist, einer Republik, die, was die
führenden Staatsämter angeht, in den letzten Monaten röter als rot geworden ist, die Per-
spektive zu geben, daß wir wieder umkehren können. Je schneller das geht, desto besser ist
das für uns alle. Deshalb wollen wir versuchen, diesen Weg dort zu beginnen.

(Beifall)

Ich will allerdings auch ganz klar sagen: Wir kämpfen gegen Rot und Grün. Ich stehe für ein
Zusammengehen mit den Grünen nicht zur Verfügung. Wir Hessen haben schlechte Erfah-
rungen gemacht. Der Tanz um das grüne Kalb wird der CDU nicht helfen. Wir werden diesen
Tanz nicht bestehen können. Deshalb: Rot und Grün muß durch eine bürgerliche Politik in
ganz Deutschland ersetzt werden.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, da Sie mich ja nicht als Kandidat für ein Landesamt wählen, sondern
da ich Sie um das Vertrauen bitte für ein Amt im Präsidium der CDU Deutschlands, möchte ich
einen Satz hinzufügen. Ich werbe dafür, daß wir als Christlich Demokratische Union in dem
Spannungsfeld zwischen Freiheit und Gleichheit ganz eindeutig und unverwechselbar die Par-
tei der Freiheit sind, daß wir eindeutig und unverwechselbar die Partei des Optimismus sind
und daß wir eindeutig und unverwechselbar die Partei sind, die wertegebunden und nicht be-
liebig ist. Das ist nicht immer die einfachere Politik; das weiß ich wohl. Aber als eine mittel-
mäßige Kopie der Partei der Gleichheit hat die CDU keine Chance. Als ein faszinierendes Mo-
dell der Freiheit hat sie alle Chancen. Und dafür möchte ich kämpfen. – Vielen herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall)
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Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Roland Koch. – Nun
Peter Müller.

Peter Müller: Ich bin 43 Jahre, verheiratet, drei Kinder – alles Buben – , Jurist. Vor meinem
sozialen Abstieg zum Politiker war ich Richter am Landgericht. Ich bin Vorsitzender der CDU
im Saarland. Warum kandidiere ich für das Präsidium? – Aus drei Gründen.

Erstens. Ich möchte einen Beitrag dazu leisten, daß die CDU eine Tradition fortführt, die sich
gerade mit der Person des heute scheidenden Parteivorsitzenden, Helmut Kohl, verbindet.
Mit seinem Wirken in der Tradition Konrad Adenauers ist die CDU zu   d e r   Europapartei in
Deutschland geworden, und das muß die Union auch bleiben. Wir wollen Motor der europäi-
schen Integration sein, und ich möchte einen Beitrag dazu leisten, daß ein Kernsatz der Poli-
tik Helmut Kohls weiter mit Inhalt gefüllt wird, der da lautet: Deutschland ist unser Vaterland,
Europa ist unsere Zukunft. 

(Vereinzelt Beifall)

Zweitens. Die CDU ist nicht die Partei der Marktwirtschaft; sie ist die Partei der Ökologischen
und Sozialen Marktwirtschaft. So haben wir es in unser Grundsatzprogramm geschrieben.
Diesen Anspruch gilt es immer wieder mit Inhalt zu füllen. Deshalb sage ich: Das faszinieren-
de Projekt der CDU muß darin bestehen, die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit unter
dem Druck der Globalisierung zu verbinden mit dem Anspruch auf soziale Gerechtigkeit und
soziale Symmetrie. Beides miteinander zu verbinden, das macht die Union aus. Deshalb sa-
ge ich: Wir sind weder die bessere SPD noch die bessere FDP. Wer die Union in die eine oder
in die andere Richtung führen will, der führt sie in die Irre. Unser Ziel ist es, ökonomische Kom-
petenz mit sozialer Sensibilität zu verbinden. 

(Beifall)

Drittens. Liebe Parteifreundinnen, liebe Parteifreunde, der Weg der Union zur Mehrheit im
Bund führt über die Länder. Deshalb wünsche ich Roland Koch Glück und sage: Auch wir im
Saarland werden im nächsten Jahr antreten, um eine Landtagswahl zu gewinnen. Ich werde
im Heimatland des Vorsitzenden der SPD, des Herrn Lafontaine, antreten. Das ist dieser Phy-
siker mit einem partnerschaftsbedingten weltökonomischen Anspruch, nach dessen Pfeife
zur Zeit der Bundeskanzler zu tanzen hat. Es wird mir eine große Freude sein, mit meinen
Freunden von der Saar dafür zu sorgen, daß sich das Wiedererstarken der Union und der Nie-
dergang der SPD gerade im Heimatland des SPD-Vorsitzenden fortsetzt. Dafür könnte ich et-
was Rückenstärkung gebrauchen, und deshalb bitte ich um Ihre Stimme und Ihr Vertrauen. 

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Peter Müller. Nun 
Claudia Nolte.

Claudia Nolte: Herr Präsident! Liebe Freunde! Ich bin 32 Jahre, verheiratet und habe einen
siebenjährigen Sohn. Seit meinem Studium der Kybernetik und Automatisierungstechnik lebe
ich in Thüringen. Es war für mich zu DDR-Zeiten schon sehr wichtig, einen Beruf zu haben,
den die SED nicht mit ihrer Ideologie befrachten konnte. Mein politisches Engagement be-
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gann im Herbst 1989, als es eine reelle Chance gab, die politischen Verhältnisse in der DDR
zu verändern. Mich hat diese Zeit sehr geprägt, vor allem die Erfahrung, daß Freiheit und De-
mokratie nicht selbstverständlich sind, sondern daß man Menschen dafür braucht, die bereit
sind, sich einzubringen, die nicht alles vom Staat erwarten.

Mir scheint, daß wir heute die Vermittlung dieser Grundüberzeugungen noch immer – eher
noch mehr – brauchen. Wir brauchen nicht zu verstecken, was wir in den letzten Jahren ge-
leistet haben. Aber wir müssen in diesem Sinne schon unser Profil stärken. Wir müssen dich-
ter am Bürger dran sein und ihm zeigen, daß wir seine Sorgen kennen. In meinem bisherigen
Wirken als Abgeordnete und als Bundesministerin konnte ich, so denke ich, in diesem Sinne
Akzente setzen. Keine Frage: Ich habe auch Lehrgeld gezahlt.

Ich möchte mich jedenfalls mit allen Kräften weiter in unsere Partei einbringen. Dabei sind mir
erfolgreiche Landtagswahlen ganz wichtig, gerade in meinem Heimatland Thüringen. Wenn
ich nach Mecklenburg-Vorpommern schaue, frage ich mich schon besorgt: Wächst dort zu-
sammen, was zusammengehört? 

Wir müssen alles tun, damit sich so etwas nicht wiederholen kann. Dabei will ich mithelfen,
und dafür bitte ich um Ihre Unterstützung. – Herzlichen Dank. 

(Beifall)

Professor Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Claudia Nolte.
Nun Peter Rauen.

Peter Rauen: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Ich bin 53 Jah-
re alt. Mit 21 wurde ich Familienvater und selbständiger Bauunternehmer, nachdem ich vor-
her meine Gesellenprüfung als Maurer gemacht, mein Examen als Bauingenieur abgelegt
und geheiratet hatte. Zur Politik habe ich eigentlich recht spät gefunden, mit 28, zu einer Zeit,
als die sozialliberale Koalition in der Regierung war. Danach war ich acht Jahre Kreis– und Be-
zirksvorsitzender der Jungen Union, anschließend Gemeinderatsvorsitzender und Kreisvor-
sitzender unserer Partei. Seit 1991 bin ich Bezirksvorsitzender der CDU im Bezirk Trier. Mit 
26 Jahren wurde ich Vorsitzender des Fußballvereins in meinem Heimatdorf, Salmrohr. Dem
Bundestag gehöre ich seit 1987 an, als gewählter Direktkandidat des Wahlkreises Eifel, zu-
letzt auch in der Funktion des stellvertretenden Vorsitzenden des Finanzausschusses.

Liebe Freunde, ich bin nicht mehr wild, aber noch jung genug, meine Erfahrungen aus 32 Jah-
ren Selbständigkeit, 27 Jahren als Vorsitzender eines erfolgreichen Vereines und 25 Jahren
Vorsitzendentätigkeit in unserer Partei in die Führungsarbeit der CDU Deutschlands einzu-
bringen. Zeitlich ist dies heute eher möglich, weil sich einer meiner erwachsenen Söhne Gott
sei Dank anschickt, den Familienbetrieb mit zur Zeit 100 Mitarbeitern zu führen. 

Gestatten Sie mir noch eine Bemerkung, liebe Freunde: Ich habe vor zwei Jahren die Verant-
wortung für die Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung von CDU und CSU übernommen, in
einer Zeit, als die Vereinigung sowohl finanziell als auch strukturell in einer sehr schwierigen
Lage war, und in einer Zeit, als bundesweit an vielen Orten Mittelstandsparteien in Gründung
begriffen waren. Diese Probleme konnten mit vielen guten Männern und Frauen in der Verei-
nigung zwischenzeitlich überwunden werden. Wenn ich aber mein Ziel erreichen soll, die Ver-
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einigung zu stärken, sie auszubauen und eng an die Union zu binden, dann brauche ich die
Einbindung in die Führungsarbeit der Partei. 

Liebe Freunde, die Union ist Heimat für Arbeiter und Selbständige gleichermaßen. Das war
bisher so, und das wird auch so bleiben. Ich glaube, daß das zwölfköpfige Präsidium einen
Unternehmer ganz gut vertragen und gebrauchen kann. Ich bitte Sie herzlich um Ihre Stimme.
– Danke schön. 

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Peter Rauen. Nun Frau
Professor Dr. Rita Süssmuth.

Prof. Dr. Rita Süssmuth: Herr Präsident! Meine Freunde! Ich bin 61 Jahre alt, verheiratet und
habe eine Tochter. An meinem Alter erkennen Sie, daß ich nicht zu den jungen Wilden gehö-
re. Aber glauben Sie mir: Auch in den Älteren brennen Herz und Kopf noch für Erneuerung. In
mir steckt noch eine Menge politischer Leidenschaft. 

(Beifall)

Ich bin jetzt gut 20 Jahre dabei und habe einen Großteil der letzten 16 Jahre mitgestalten dür-
fen. Was ermutigt mich zur Erneuerung? – Bei allen Fehlern, die wir gegenwärtig nach der
Wahlniederlage zu Recht suchen, wird sich erweisen: Was in diesen 16 Jahren geschehen
ist, hat Überdauerndes und hat eine Substanz, aus der heraus wir uns erneuern können. Ich
hatte mir damals nicht vorstellen können, daß ich Deutsche Einheit und europäische Einigung
erleben würde.  

(Vereinzelt Beifall)

Ich weiß: Ich bin mitunter unbequem und nicht pflegeleicht. Wer die Sache der Frauen be-
treibt, wer sich des Sozialen annimmt, der macht sich hier und da unbeliebt. Aber glauben Sie
mir: Ich möchte im Präsidium mitarbeiten, weil, so denke ich, ein Auseinanderdriften in einen
sozialen Flügel und in einen Wirtschaftsflügel nicht zukunftsbezogen wäre, dem 21. Jahrhun-
dert nicht gerecht würde.

Ich sage zweitens: Ich habe viel gelernt im Osten Deutschlands und möchte daran mitwirken,
daß wir noch enger zusammenwachsen. Mein wichtigstes Anliegen ist mit der CDU eine Bil-
dungsoffensive in ganz Deutschland, denn es gibt nicht den bequemen Weg; es gibt nur den
Weg über die Anstrengung und damit den Weg der Bildungsoffensive. Die Menschen werden
es uns danken, wenn wir ihnen nicht nur Surfbretter, Snowboards und Discotheken anbieten,
sondern wieder mehr Bibliotheken und vielleicht auch virtuelle Internets. – Ich werbe, weiter
mitarbeiten zu können.

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Frau Professor 
Süssmuth! – Es folgt Christa Thoben, abschließend dann Arnold Vaatz. – Ich sehe, Frau
Thoben ist im Moment nicht da. Ist Arnold Vaatz schon soweit? – Dann darf ich ihn bitten, sich
zunächst vorzustellen.
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Arnold Vaatz: Meine Damen und Herren, mein Name ist Arnold Vaatz. Ich bin 43 Jahre alt,
von Beruf Diplommathematiker, groß geworden in Thüringen und in Sachsen. Ich kenne die
damalige Zeit aus Perspektiven, die nicht unbedingt beneidenswert sind. Ich habe relativ früh
zur ostdeutschen Opposition gefunden, habe im Jahre 1990 darauf hingewirkt, daß die CDU
in Sachsen öffentliches Vertrauen erwirbt, und habe darauf hingesteuert, daß wir eine erfolg-
reiche Regierung in Sachsen bekommen. Dazu war es oftmals notwendig, einen sehr harten
Abgrenzungskurs gegenüber der damaligen Philosophie der SED zu fahren. Das hat mir vie-
le Feinde eingebracht; ich glaube aber, es war unter dem Strich erfolgreich. 

(Beifall)

Ich bin nunmehr seit acht Jahren Mitglied der sächsischen Staatsregierung, das erste Jahr als
Chef der Staatskanzlei und seit 1992 als Umweltminister des Freistaates Sachsen. Das ist an
sich ein sehr schöner Job, der mir auch nach und nach ans Herz gewachsen ist. Aber ange-
sichts der Konstellation vor den Bundestagswahlen in diesem Jahr erschien es mir erforder-
lich und wichtig, mich von dieser Position zu trennen und für den Deutschen Bundestag zu
kandidieren. Das ist erfolgreich gewesen, und es ist auch gelungen, in Dresden als einziger
Großstadt in der Nähe von 500 000 Einwohnern die Wahlkreise direkt für die CDU zu halten.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wofür stehe ich? Es ist ganz simpel. Ich möchte, daß wir so schnell
wie möglich vom Wähler wieder mit politischer Verantwortung betraut werden. Ich frage mich:
Wie geht das? Nach meiner Auffassung geht es nur dann, wenn wir im programmatischen Be-
reich klar bleiben, uns nicht nach dem Zeitgeist wenden, sondern dann, wenn die Umfragen
sich von uns entfernen, nicht den Umfragen hinterherlaufen, sondern uns darum bemühen,
die Menschen von der Richtigkeit unserer Auffassungen zu überzeugen. Das nenne ich gei-
stige Führung.

(Beifall)

Wir müssen ganz besonders in Ostdeutschland einer verhängnisvollen Tendenz Einhalt ge-
bieten. Wir beobachten nämlich, daß der ungeheure Aufbauerfolg, den unsere Partei dort auf-
zuweisen hat, in den Herzen und Köpfen der Menschen durch die Gegner der Einheit zerstört
wird. Was man auf den Straßen nicht mehr kaputtmachen kann, wird in den Köpfen der Men-
schen zerstört. Dem müssen wir entgegenwirken. Wir brauchen eine tragfähige Basis für die
Fortführung des Aufbaus in Ostdeutschland.

Wir müssen uns dazu als Partei stärker öffnen. Auch dafür will ich eintreten. Die CDU darf
nicht zu einer reinen Mandatsträgerpartei werden.

(Zustimmung)

Wir müssen den vorpolitischen Raum, die Vereine, die Sportvereine, die Feuerwehren usw.
für uns erobern.

(Zustimmung)
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Wir müssen wesentlich mehr Energie darauf verwenden, diese Stellen, die augenblicklich von
der PDS in hervorragendem Maße bewirtschaftet werden, für unsere Partei zu gewinnen.
Dafür will ich eintreten.

Schließlich und endlich halte ich sehr viel von einer aufrichtigen Diskussion um die soziale
Frage. Sozial kalt handelt, wer die Grundlagen des Sozialstaates zerstört, indem er den Sozi-
alstaat überstrapaziert und damit für die Zukunft und für unsere Kinder gefährdet. Das tun die
anderen.

(Beifall)

Wir sind eine soziale Partei. Dabei soll es bleiben, dafür will ich eintreten, und dafür bitte ich
um Ihr Vertrauen.

(Lebhafter Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Arnold Vaatz! – Nun
wirklich abschließend Christa Thoben, bitte schön.

Christa Thoben: Ich heiße Christa Thoben und komme normalerweise nicht zu spät. – Ich bin
Jahrgang 1941. Ich habe elf Jahre lang in der empirischen Wirtschaftsforschung gearbeitet,
bin danach in die Geschäftsführung einer Industrie- und Handelskammer gewechselt, war
dann zehn Jahre Abgeordnete in Nordrhein-Westfalen, stellvertretende Fraktionsvorsitzende
und wirtschaftspolitische Sprecherin. Von 1990 bis 1994 habe ich die Industrie- und Handels-
kammer in Münster geleitet, und 1994, in der letzten Legislaturperiode, hat mich Klaus Töpfer
als beamtete Staatssekretärin ins Bauministerium geholt. Dieses Amt mußte ich nun nach
dem Wahlergebnis leider verlassen.

Warum ich hier kandidiere? Einmal weil mir bisher die Arbeit in dieser Partei sehr viel Freude
gemacht hat. Aber ich möchte auch zwei inhaltliche Themen ganz kurz antippen.

Ich glaube auch, daß wir das Thema des Gleichgewichts zwischen Verantwortung und Frei-
heit, das Thema einer Balance zwischen dem Sozialen und dem Wirtschaftlichen in einer ver-
änderten Welt neu bestimmen müssen, und zwar nicht so, daß wir die Ökonomie gegen das
andere ausspielen oder umgekehrt. Für beides, für ökonomisches Handeln und für soziales
Handeln, müssen wir den Maßstab der Effizienz finden. Treffen wir die, die wir meinen, und
tun wir es beim sparsamen Umgang mit öffentlichen Mitteln auch in der angemessenen Form? 

Nach meiner Wahrnehmung liegt unser größtes Defizit darin, die Wirklichkeit der Erwerbs-
tätigkeit von Frauen in ihrer ganzen Fülle und Breite aufzunehmen. Viele haben sehr unter-
schiedliche Erwerbsbiographien, sind mal selbständig, mal unselbständig, erziehen Kinder
und gehen dann wieder in den Beruf. Die Rückwirkungen, die das eigentlich auf unsere Sozi-
alsysteme haben müßte, haben wir nur in Ansätzen debattiert. Ich würde mir von unserer Ar-
beit in der Opposition versprechen, daß wir jetzt etwas mehr Kraft haben, diesen Teil der Wirk-
lichkeit stärker bei uns aufzunehmen und in Politik umzusetzen. – Danke schön.

(Beifall)
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Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Christa Thoben!

Ehe wir gleich mit der Wahl beginnen, darf ich Ihnen die Ergebnisse der Wahlen der stellver-
tretenden Parteivorsitzenden mitteilen und anschließend das Ergebnis der Wahl des Schatz-
meisters bekanntgeben.

Zu den stellvertretenden Vorsitzenden darf ich Ihnen sagen, daß Wolfgang Schäuble vier
Stellvertreter hat. Die Wahl ist gültig. Das Frauenquorum ist erreicht. Wir brauchen also kei-
nen neuen Wahlgang.

Es wurden 952 Stimmen abgegeben. Ungültige Stimmen: 4. Enthaltungen: 0. Gültige Stim-
men: 948. Die erforderliche Mehrheit beträgt 475 Stimmen.

Es wurden in der Reihenfolge der Stimmergebnisse gewählt: Dr. Annette Schavan mit 842
Stimmen;

(Beifall)

das sind 88,82 %; Volker Rühe mit 776 Stimmen; das sind 80,86 %;

(Beifall)

Christian Wulff mit 744 Stimmen;

(Beifall)

das sind 78,48 %; Dr. Norbert Blüm mit 571 Stimmen; das sind 60,23 %.

(Beifall)

Ich sage den vier Gewählten einen sehr herzlichen Glückwunsch und werde sie gleich fragen,
ob sie die Wahl annehmen.

Ich darf die vier Stellvertreter bitten, nach vorne zu kommen, damit jeder sie sehen und hören
kann. – Bitte schön, Frau Annette Schavan. 

Dr. Annette Schavan: Ich nehme die Wahl an und danke für das Vertrauen. 

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank und noch einmal herzli-
chen Glückwunsch. – Volker Rühe. 

Volker Rühe: Ich nehme die Wahl an und bedanke mich sehr für das Vertrauen. Danke schön. 

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Noch einmal herzlichen Glückwunsch,
Volker Rühe. – Christian Wulff.

Christian Wulff: Liebe Freunde, ich bedanke mich sehr für das großartige Vertrauen und
nehme die Wahl selbstverständlich und gerne an. Danke schön. 

(Beifall)
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Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Glückwunsch, Christian Wulff,
noch einmal. – Dr. Norbert Blüm.

Dr. Norbert Blüm: Ich nehme die Wahl an und bedanke mich für die Zustimmung. 

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Herzlichen Glückwunsch, Dr. Norbert Blüm.

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, ich kann Ihnen nun auch das Ergebnis der Wahl des
Schatzmeisters bekanntgeben. Abgegebene Stimmen: 756. Ungültige Stimmen: 0. Enthal-
tungen: 24. Gültige Stimmen: 732. Die erforderliche Mehrheit beträgt 367. Für Matthias 
Wissmann wurden 688 Stimmen abgegeben; das sind 93,98 Prozent. – Herzlichen Glück-
wunsch, Matthias Wissmann. 

(Beifall)

Mit Nein haben gestimmt: 44; das sind 6,02 Prozent. 

Ich darf den neuen Schatzmeister Matthias Wissmann fragen, ob er die Wahl annimmt.

Matthias Wissmann: Meine Damen und Herren, ich nehme die Wahl an, danke für das Ver-
trauen und danke auch für lebhafte Beiträge zur Finanzierung der Bundespartei in der Zukunft. 

(Beifall)

Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, Tagungspräsidium: Noch einmal ganz herzlichen Glückwunsch,
Matthias Wissmann und allen Gewählten. Viel Erfolg für die Arbeit.

Jetzt lassen wir noch die Fotos machen, und dann geht es mit der Arbeit weiter.

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, wir kommen nun zum TAGESORDNUNGSPUNKT 12.5:

WAHL DER 7 WEITEREN MITGLIEDER DES PRÄSIDIUMS

Vor Eintritt in den Wahlgang darf ich folgendes erläutern:

Erstens. Die Wahl erfolgt auf dem großen grünen Stimmzettel, der die Namen aller Kandida-
tinnen und Kandidaten für das weitere Präsidium enthält.

Zweitens. Nach § 43 Abs. 2 des Statuts müssen mindestens die Hälfte und höchstens die Zahl
der zu wählenden Kandidatinnen und Kandidaten angekreuzt werden. Der Stimmzettel ist al-
so nur dann gültig, wenn vier, fünf, sechs oder sieben Kandidatinnen oder Kandidaten ange-
kreuzt sind. 

Drittens. Denken Sie bitte daran, daß ein Drittel der in einem ersten Wahlgang tatsächlich Ge-
wählten Frauen sein müssen, damit das Frauenquorum erfüllt und dieser Wahlgang gültig ist.
Wenn also beispielsweise bereits im ersten Wahlgang alle sieben weiteren Mitglieder des
Präsidiums gewählt wären, müßten sich darunter mindestens zwei Frauen befinden, damit
dieser Wahlgang gültig ist.

Ich eröffne den Wahlgang. 
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Meine Damen und Herren, ich darf Sie bitten, wenn Sie den Stimmzettel abgegeben haben,
den Saal nicht zu verlassen, da wir mit der Vorstellung der Beisitzer-Kandidatinnen und -Kan-
didaten beginnen wollen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben? – Nein, noch nicht. Hier auf der rechten Seite sind noch
Stimmzettel abzugeben.

Jetzt sieht es aber so aus, als seien alle Stimmzettel abgegeben. – Nein, noch nicht.

Jetzt sind aber alle Stimmzettel abgegeben. – Das ist der Fall; es erhebt sich kein Wider-
spruch. Damit schließe ich den Wahlgang. 

Die Tagungsleitung übernimmt jetzt Dr. Fritz Hähle. 

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir möchten,
um Zeit zu sparen, während dieser Wahlgang ausgezählt wird, mit der Vorstellung der Kandi-
daten zur Wahl der weiteren 26 Mitglieder des Bundesvorstandes fortfahren. 

TAGESORDNUNGSPUNKT 12.6:

WAHL DER 26 WEITEREN MITGLIEDER DES BUNDESVORSTANDES

Auf Grund der Vielzahl der Kandidaten bitte ich, die Redezeit auf jeweils drei Minuten zu be-
grenzen. Ich bitte die jeweils zwei folgenden Kandidaten, sich in der Nähe des Rednerpults
aufzuhalten, so daß keine unnötigen Verzögerungen auftreten. 

Wir beginnen nun mit der Kandidatenvorstellung. Ich rufe auf: Hermann-Josef Arentz, als
nächste Brigitte Baumeister. – Herr Arentz, bitte.

Hermann-Josef Arentz: Herr Präsident! Liebe Parteifreunde! Ich heiße Hermann-Josef Arentz,
bin 45 Jahre alt, verheiratet und habe zwei Kinder im Alter von drei und fünf Jahren.

Ich kandidiere zum erstenmal für den Bundesvorstand der CDU auf Vorschlag der CDA, de-
ren stellvertretender Bundesvorsitzender ich bin. Ich bin seit mehr als 20 Jahren in der katho-
lischen Sozialbewegung engagiert und halte die christlich–soziale Wurzel der Union nicht nur
für ein glänzendes Erbstück, das wir sozusagen in die Parteivitrine stellen sollten, sondern
auch für einen wichtigen Wegweiser in die Zukunft. 

Liebe Parteifreunde, ich möchte, daß die Union im besten Sinne des Wortes Volkspartei
bleibt, eine Volkspartei, die für klare christliche Grundwerte steht und in der Arbeitnehmer und
Gewerkschafter genauso wie Handwerker, Selbständige und Unternehmer ihre politische
Heimat sehen. Wir müssen vorleben, daß sich Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik nicht feind-
lich gegenüberstehen, sondern in unserer Ordnung der Sozialen Marktwirtschaft zwei Seiten
einer Medaille sind. Lassen Sie uns deshalb wirtschaftlichen Fortschritt und die Effizienz des
Marktes mit dem tiefen Wunsch der Menschen nach Gerechtigkeit verbinden. 

Liebe Parteifreunde, es ärgert mich ohne Ende, welchen Monopolanspruch die Sozialdemo-
kraten auf Gerechtigkeit und das Soziale erheben. Dieser Sozialstaat ist das Werk der Union.
Wir werden ihn weiterentwickeln müssen.
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Wolfgang Schäuble hat heute morgen in einigen Worten aufleuchten lassen, welche Verän-
derungen und welcher Reformbedarf in der Sozialpolitik in den nächsten Jahren vor uns ste-
hen. Ich glaube, daß ich mit den Erfahrungen, die ich als Vorsitzender des Bundesfachaus-
schusses Gesellschaftspolitik der Union und als Sprecher der sozialpolitischen Sprecher aller
CDU/CSU-Landtagsfraktionen gesammelt habe, an der Bewältigung dieser Aufgabe ein we-
nig mitarbeiten kann. Dazu bitte ich um Ihr Vertrauen und um Ihre Stimme. – Danke schön.

(Beifall)

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Arentz. – Ich bitte Frau Baumeister um
das Wort.

Brigitte Baumeister: Herr Vorsitzender! Liebe Parteifreundinnen! Liebe Parteifreunde! Sie
kennen mich. Ich war Bundesschatzmeisterin der CDU. Ich bin 52 Jahre alt, verheiratet, habe
zwei Kinder und komme aus Baden-Württemberg. Dort ist meine politische Heimat. Dort bin
ich stellvertretende Bezirksvorsitzende. 

Ich habe Politik in meinem Amt als Schatzmeisterin immer als etwas verstanden, wodurch
Wirtschaft und praktische Politik zusammengeführt werden können. Dies habe ich getan, als
ich in der Industrie tätig war. Dies kann ich beurteilen, weil mein Mann selbständiger Unter-
nehmer ist. Mein Wissen einzubringen für Wirtschaft, Finanzen, Forschung und Technologie,
das würde ich gerne weiterhin in der Partei tun. Wenn Sie mir Ihre Stimme geben, würde ich
mich freuen. – Ich bedanke mich herzlich. 

(Beifall)

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Danke, Frau Baumeister. – Ich bitte Herrn von Beust um
das Wort.

Ole von Beust: Meine Damen und Herren! Ich heiße Ole von Beust und bin 43 Jahre alt. Ich
bin selbständiger Rechtsanwalt und komme aus Hamburg. Ich war vor einem Jahr Spitzen-
kandidat der Hamburger CDU bei den Landtagswahlen und würde es in drei Jahren gerne
wieder werden. 

Meine Damen und Herren, Herr Schäuble hat vorhin in seiner Rede ausgeführt, Niederlagen
gehörten zur Demokratie. Da hat er recht. Aber diese eine Niederlage im letzten Monat hat mir
gereicht. Aus diesem Grunde ist es falsch, wenn Kolleginnen und Kollegen intern sagen: Wir
schaffen einen Machtwechsel höchstens in acht, in zwölf oder in sechzehn Jahren. Nein, mei-
ne Freunde, in vier Jahren müssen wir es schaffen wollen. Wir sollten dies nicht auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag hinausschieben. 

(Beifall)

Dazu gehört für mich – Frau Süssmuth hat es vorhin kritisch angesprochen – die Frage eines
Generationswechsels. Liebe Rita Süssmuth, diejenigen, die davon gesprochen haben, haben
mit Sicherheit keinen biologischen Generationswechsel gemeint. Ich kenne Menschen, die
mit 70 Jahren sehr beweglich sind, und andere, die mit 20 Jahren sehr zubetoniert sind. Es
geht hier um einen Bewußtseinswechsel in dem Sinne, wie es Frau Merkel vorhin ausgedrückt
hat, einen Bewußtseinswechsel hin zu Offenheit, dazu, die Entwicklung der Gesellschaft auch
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im großstädtischen Milieu zu verfolgen, nicht verbohrt zu sein und sich die Wirklichkeit nicht
so vorzustellen, wie wir meinen, daß sie ist, sondern so, wie sie tatsächlich ist. Das meinen wir
mit Bewußtseinswechsel. Das ist keine Altersfrage. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einen wichtigen Punkt ansprechen. Ich glaube,
alle Programme, alle Ideen, alle Personen, alle neuen oder alten grundsätzlichen Werte hel-
fen uns nicht, wenn es uns nicht gelingt, diese Programme und Personen werbe- und marke-
tingwirksam auf moderne Weise an den Mann oder die Frau zu bringen. Die Union hat einen
Nachholbedarf. Es muß uns mit Hilfe des neuen Bundesvorstandes gelingen, Signale einer
modernen Werbung, eines modernen Marketings an eine moderne Öffentlichkeit zu senden,
um in vier Jahren die Chance ergreifen zu können, die Wahlen wieder zu gewinnen. Lassen
Sie uns daran arbeiten! – Herzlichen Dank.

(Beifall)

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Ole von Beust. – Ich rufe Reimer Böge auf. 

Reimer Böge: Ich bin Reimer Böge. Ich bin Stellvertretender Landesvorsitzender der CDU
Schleswig-Holstein, also dem Landesverband, der in Deutschland in 1998 den höchsten Mit-
gliederzuwachs der Union zu verzeichnen hatte. 

(Beifall)

Ich bin verheiratet. Wir haben zwei Kinder. Von Beruf bin ich Diplom-Agraringenieur und Land-
wirt aus Leidenschaft. Mit 46 Jahren rechne ich mich weder jung noch wild. Ich glaube vielmehr,
daß auch in der Politik die oftmals verschmähten Sekundärtugenden – vielleicht angereichert
durch holsteinische Beharrlichkeit und Standfestigkeit – als Empfehlung reichen mögen. 

Ich war Vorsitzender des ersten Untersuchungsausschusses im Europäischen Parlament, des
BSE-Untersuchungsausschusses. Wir haben es damals geschafft, die Stellung des Europäi-
schen Parlamentes maßgeblich zu verstärken und der Kommission Beine zu machen. Ich
möchte in die Arbeit des Bundesvorstandes meine Erfahrungen als Vorsitzender des Bundes-
fachausschusses Agrarpolitik einbringen für die Landwirtschaft bzw. für den ländlichen Raum
und auch auf Grund meiner Arbeit im Europäischen Parlament einen Beitrag dazu leisten, daß
wir angesichts der drohenden Sozialdemokratisierung Europas alle politischen Ebenen im
Bundesvorstand eingebunden haben. – Herzlichen Dank. 

(Beifall)

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Reimer Böge. – Ich rufe Eberhard Diepgen auf.

Eberhard Diepgen: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mein Name ist Eberhard
Diepgen. Ich bin 56 Jahre alt. Ich bin Regierender Bürgermeister von Berlin. 

Ich habe für das nächste Jahr ein ganz besonderes Ziel, das ich mit Ihren Unterstützungen er-
reichen möchte. Wir wollen bei den Wahlen, die wahrscheinlich am 10. Oktober nächsten Jah-
res stattfinden, sicherstellen, daß ein Regierender Bürgermeister der CDU den nächsten CDU-
Kanzler in Berlin begrüßen kann. 

(Beifall)
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Im Rahmen der Themen des Bundesvorstandes werden meine Schwerpunkte die Verbin-
dung von Landespolitik und Kommunalpolitik, die Frage des Föderalismus, aber vor allen Din-
gen das Thema: „Wie gestalten wir sozialpolitisch und nicht allein im Rahmen der Architektur
die Innenstädte?“ sein. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Diepgen. – Ich rufe Heiner Geißler auf.

Dr. Heiner Geißler: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte
zunächst Angela Merkel – sie ist im Moment nicht anwesend – zu Ihrer überzeugenden Wahl
zur Generalsekretärin herzlich gratulieren. Ich möchte sie ermuntern – zur Vorstellung meiner
Person gehört ja, daß ich hätte sagen müssen, daß ich zwölf Jahre Generalsekretär war –,
nicht Sekretärin zu sein – Wolfgang Schäuble wird es sicherlich hören –, sondern Generalin. 

(Beifall)

Ich möchte sie ermuntern, die Aufgabe zu übernehmen, das Profil der Christlich Demokrati-
schen Union, das gelitten hat, zu schärfen und das Programm klar zu vertreten. 

Es ist wahr: Es waren 16 gute Jahre für Deutschland und auch für Europa. Aber die Niederla-
ge – auch das möchte ich sagen – hat die CDU tief getroffen. Ich bekenne, daß ich darunter
leide, und zwar nicht nur ein wenig, sondern sogar ein bißchen mehr als ein wenig.

Wir werden einen neuen Anfang machen. Das können wir aber nur tun, wenn wir eine begrün-
dete Hoffnung haben. Ein Teil dieser begründeten Hoffnung besteht darin, daß das Wahler-
gebnis vom September – wir haben 1,6 Millionen Stimmen an die SPD verloren – keine Ver-
stetigung bedeuten muß. Das wissen wir aus den demoskopischen Umfragen. Wir können die-
se 1,6 Millionen Stimmen aus der politischen Mitte heraus, die wir vertreten, wieder gewinnen,
aber das wird nur gelingen, wenn wir unsere Grundsätze wieder ernster nehmen. Wir brauchen
nicht etwa ein neues Grundsatzprogramm. Wir müssen uns aber sehr wohl auf die neue Welt
der Globalisierung, der Technologie einstellen, die von den Menschen ein hohes Maß an Risi-
kobereitschaft, Flexibilität und Mobilität verlangt. Wir haben als große Volkspartei die Aufgabe,
in dieser neuen Welt dafür zu sorgen, daß unsere Gesellschaft eine Gesellschaft mit mensch-
lichem Gesicht bleibt. Die Menschen wollen Vertrauen haben können, sie wollen Sicherheit.

Wir sollten heute noch etwas als Hoffnung mitnehmen – im April nächsten Jahres werden wir
über die Inhalte ja weiter debattieren –: den Glauben an die Macht der Ideen. Die Revolution
in Osteuropa und in Deutschland ist das Ergebnis des Sieges der Ideen. Wir haben es zu ver-
kraften, daß die anderen triumphieren. Daß heute Oskar Lafontaine, Joschka Fischer und
Gerhard Schröder, die Anführer der Anti-NATO-Bewegung der 80er Jahre, im Ausland und im
Inland erklären, sie setzten die Außenpolitik der alten Regierung fort, und daß sie die NATO
als das anerkennen müssen, was sie immer war, nämlich ein Instrument der Freiheit und der
Durchsetzung der Menschenrechte, ist ein glänzender Sieg unserer Ideen.

(Beifall)

Wir glauben insofern an die Macht der Ideen. Wir müssen auf die sich stellenden Fragen mit
neuen Ideen antworten. Glauben wir auch an die Macht des Wortes und der Sprache, mit de-
nen wir die Menschen wieder überzeugen können.
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Ich möchte in den kommenden zwei Jahren mit dem, was ich kann und was ich weiß, dazu ei-
nen Beitrag leisten, damit es mit unserer Partei und dem neuen Parteivorsitzenden wieder
vorangeht. Deswegen bitte ich um Ihr Vertrauen.

(Beifall)

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Heiner Geißler. Ich rufe nun Otti Geschka auf.

Otti Geschka: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin Oberbürgermeisterin in
Rüsselsheim,

(Beifall)

58 Jahre alt, verheiratet, habe zwei Kinder und zwei Schwiegerkinder und bin seit vorgestern
vierfache Großmutter.

(Beifall) 

Jetzt ist meine Familie fast größer als meine politische Mehrheit in Rüsselsheim. Die Rüs-
selsheimer Wählerinnen und Wähler haben sich für die aparte Lösung entschieden, neben ei-
ner großen Mehrheit von Rotgrün bei der Direktwahl eine Christdemokratin als Oberbürger-
meisterin zu wählen. Meine Damen und Herren, ich gehe einmal davon aus, daß dies politi-
sche Klugheit war, die ein wenig für eine Balance der Macht gesorgt hat. Diese politische Klug-
heit der Rüsselsheimerinnen und Rüsselsheimer wünsche ich mir am 7. Februar nächsten
Jahres für ganz Hessen, für alle hessischen Wählerinnen und Wähler, 

(Beifall) 

denn in Hessen bin ich stellvertretende Landesvorsitzende der Union, und mit Roland Koch
und der hessischen Union bin ich wild entschlossen, der Union am 7. Februar nächsten Jah-
res zum Sieg in Hessen zu verhelfen.

In die Arbeit des Bundesvorstandes möchte ich all meine Erfahrungen aus elf Jahren Land-
tagstätigkeit, vier Jahren Tätigkeit als Staatssekretärin in der Regierung von Walter Wallmann
und aus meiner mittlerweile fünfjährigen Tätigkeit als Oberbürgermeisterin in Rüsselsheim
einbringen. Dafür brauche ich aber vorab Ihre Stimme, um die ich Sie bitte.

(Beifall) 

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Geschka. Ich rufe nun Anne-Karin
Glase auf.

Anne-Karin Glase: Meine Damen und Herren! Auch wenn manchem so manches zu Branden-
burg einfällt – ich kandidiere trotzdem oder gerade deswegen für den Bundesvorstand. Ich bin
Jahrgang 1954, evangelisch, verheiratet und habe zwei erwachsene Söhne. Ich bin Abgeord-
nete des Europäischen Parlaments, und meine Hauptarbeit erfolgt in den Ausschüssen für Be-
schäftigung, Soziales und Wirtschaft, was eine hervorragende Kombination darstellt. In unserer
Partei bin ich Vorsitzende des Bundesfachausschusses für Entwicklungspolitik. Ich halte die
Fahne der CDU in vielen Vereinen und Verbänden aufrecht. Es gibt im Bundesfachausschuß viel
zu tun. Ich möchte dabei mit anpacken. Bitte schenken Sie mir Ihr Vertrauen und Ihre Stimme.

(Beifall) 
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Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Danke, Frau Glase. Ich rufe nun Peter Hintze auf.

Peter Hintze: Ich möchte einen Beitrag dazu leisten, daß Rot-Grün eine kurze Episode bleibt.
Ich bringe dafür einiges an politischer Nahkampferfahrung mit und würde mich freuen, wenn
Sie mir einen entsprechenden Auftrag erteilten.

(Beifall) 

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Danke, Peter Hintze, auch für die Kürze des Beitrages.
Ich rufe jetzt Frau Holzapfel auf.

Elke Holzapfel: Ich bin 1945 in der Mitte Deutschlands geboren und lebe auch dort. Seit 1990
bin ich Mitglied der CDU. Meine berufliche Tätigkeit ist Buchhalterin und Betriebsratsvorsit-
zende. Von daher ergibt sich mein Interesse an der Wirtschaft. Politisch betätige ich mich auf
allen Ebenen in der Kommunalpolitik. Ich bin stellvertretende Landes- und Bundesvorsitzen-
de der Frauen-Union und bitte um Ihr Vertrauen. Ich werbe dafür, die Rakete CDU wieder in
Startposition zu bringen.

(Beifall) 

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Holzapfel. Ich rufe Dr. Franz-Josef Jung auf.

Dr. Franz-Josef Jung: Herr Präsident! Liebe Freunde! Ich bin 49 Jahre alt, verheiratet und habe
drei Kinder. Ich bin der parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Landtagsfraktion in Hessen
und dort auch stellvertretender Landesvorsitzender. Außerdem obliegt mir die Geschäftsführung
der Konferenz der Fraktionsvorsitzenden von CDU und CSU im Bund und in den Ländern.

Meine Freunde, ein Sieg in Hessen wäre nicht nur ein wichtiges Aufbruchsignal in diesem Lan-
de, sondern auch ein Aufbruchsignal für die Union insgesamt. Dafür sollten wir uns gemeinsam
einsetzen. Deshalb bitte ich Sie um Ihre Unterstützung.

(Beifall) 

Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Besten Dank, Herr Dr. Jung. Ich rufe Frau Dr. Yvonne
Kempen auf.

Dr. Yvonne Kempen: Liebe CDU-Familie! Ich bin 38 Jahre alt und mit Leib und Seele CDU.

(Beifall) 

Meine politische Heimat ist Nordrhein-Westfalen. Hier und auf Bundesebene wird die CDU
dann wie neu, wie Phönix aus der Asche steigen, wenn wir das Vertrauen der Menschen in den
Städten und Gemeinden zurückgewinnen. Das ist unser Fundament.

Ich bin seit zwei Wochen Bürgermeisterkandidatin in Meckenheim, und ich will die Kommu-
nalwahl im nächsten Jahr gewinnen. 

(Beifall) 

Ich sage aber auch dies: Das kommunale Fundament braucht eine Verklammerung mit der
Bundesebene. Ein solcher Weg ist zukunftsweisend. Dafür stehe ich. Schenken Sie mir in die-
sem Sinne bitte Ihr Vertrauen und Ihre Stimme.

(Beifall)
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Dr. Fritz Hähle, Tagungspräsidium: Vielen Dank. – Bevor sich der nächste Kandidat vorstellt,
übergebe ich die Tagungsleitung an Frau Johanna Arenhövel.

Johanna Arenhövel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, wir fahren in der Kandi-
datenvorstellung fort. Herr Dr. Uwe Lehmann-Brauns, bitte.

Dr. Uwe Lehmann-Brauns: Liebe Freunde, mein Name ist Uwe Lehmann-Brauns. Ich bin
Stellvertretender Vorsitzender der Berliner CDU-Fraktion und deren Kultursprecher, Kreisvor-
sitzender des einzigen von 23 Berliner Bezirken, in denen die Union ihre Mehrheit behalten hat.

Von Beruf bin ich Anwalt und Notar und freue mich besonders über das Vertrauen vieler Bür-
gerrechtler, wie Bärbel Bohley, Freya Klier, Jürgen Fuchs, auch von Wolf Biermann, gegen-
über SED- und PDS-Größen.

Seit über zwei Jahren versucht Herr Stolpe mir im Hinblick auf seine etwas schräg geratene
Vergangenheit durch die Gerichte den Mund zu verbieten, bisher inklusive Bundesgerichtshof
ohne Erfolg.

(Beifall)

Ich bin für eine selbstbewußte, offensive und demaskierende Oppositionspolitik, zum Beispiel
gegen das Kartell der Straßenkämpfer und Systemverächter von gestern, die sich heute mit
Siegelring und Nadelstreifen staatstragend spreizen,

(Vereinzelt Beifall)

gegen den umherschleichenden Sozialdemokratismus, ein geschichts- und maßstabloses
plapperndes Softytum, perfekt dargestellt durch den neuen Kanzler.

(Beifall)

Ich bin gegen die Entwertung des Pluralismus zum Alibi für die Kollaboration von SPD und
SED-Diktaturkadern der zweiten Reihe.

(Vereinzelt Beifall)

Ich bin für eine Politik, die zwischen Gesinnung und Demoskopiepopulismus unterscheidet,
zwischen Täter und Opfer, zwischen Diktatur und Demokratie, zwischen Ringstorff und von
Dohnanyi, zwischen neuer Mitte und neuer Mediokrität.

Ich bin für eine Politik, die mit einem Maß mißt, die nicht wie Fischer die Menschenrechte nur
gegen Herrn Pinochet auffährt, sondern auch gegen Milosevic und Kutschma, den weißrussi-
schen Diktator und Lieblingsgastgeber von Herrn Schröder.

(Vereinzelt Beifall)

Ich bin für einen neuen Dialoganlauf zu den Intellektuellen dieses Landes. Jede Partei würde
sich zwar übernehmen, wenn sie die geistige Führung in der Republik beanspruchte. Aber wir
wissen, daß der Geist seit 1989 nicht mehr nur links steht und daß wir Brücken bauen müssen.

Ich bin schließlich für eine Politik, die den Schutz und die Förderung der Kultur zu einer Haupt-
sache macht. Der Kulturbeauftragte Naumann ist ein gebildeter Mann – sei er nun bloßes
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Spielmaterial von Herrn Schröder mit der Perspektive des Herrn Stollmann oder sei er mehr.
Wie auch immer: Die Union darf die Kulturpolitik nicht räumen. Kultur ist gewaltlos, kennt kei-
ne Ossis und Wessis, keine In- und Ausländer. Sie braucht eine Anlaufstelle im Bundesvor-
stand; denn sie gehört in unser Menschenbild.

Schließlich: Gegen eine politische Katerstimmung gibt es kein Aspirin. Aber wir können auf die
Überlegenheit unseres Zukunftsprogramms vertrauen, auch darauf, daß Begriffe wie „Nation“,
„Europa“, „Extremismus“ nur bei uns in guten Händen sind.

Apropos Extremismus: Obwohl sie 40 Jahre lang einen Teil dieses Landes gequält und isoliert
hat, klappert die SED/PDS immer frecher mit dem Sargdeckel des Sozialismus. Aber wir wis-
sen doch: Von der SED lernen heißt siechen lernen. Was die allein nicht schaffen, liefert Rot-
Grün dazu, um uns wieder nach vorn zu bringen. Deshalb Glück auf!

(Beifall)

Johanna Arenhövel, Tagungspräsidium: Wir danken Herrn Dr. Lehmann-Brauns für die Kan-
didatenvorstellung. – Ich rufe Herrn Thomas Leimbach aus Sachsen-Anhalt auf.

Thomas Leimbach: Frau Präsidentin! Liebe Freunde! Ich bin Thomas Leimbach, 38 Jahre
alt, verheiratet und Vater zweier Kinder. 

Ich muß zugeben: Mir ist ein Stein vom Herzen gefallen, als ich sowohl von unserem neuen
Bundesvorsitzenden als auch von Frau Dr. Schavan gehört habe, daß die Kommunen das Fun-
dament unserer zukünftigen positiven Entwicklung sein werden. Mir ist deshalb ein Stein vom
Herzen gefallen, weil ich weiß, wovon ich rede.

Ich bin seit sieben Jahren Landrat im Landkreis Aschersleben-Staßfurt im Ostharz. Ich glaube,
daß kommunale Kompetenz auch im Bundesvorstand durchaus hilfreich sein kann.

Ein Zweites möchte ich noch ansprechen: Ich glaube, daß auch die kleinen Landesverbände
in unserem Bundesvorstand eine Repräsentanz benötigen, um mit Programm und Personen
jeweils in den Ländern wirken zu können.

Was uns auszeichnet, meine lieben Freunde, ist eine seriöse, ordentliche Arbeit, eine seriöse
Politik in der CDU. Was wir brauchen, ist Kampfgeist, Enthusiasmus und Kompetenz in unse-
ren Aufgaben, und das in einer Volkspartei. Dafür stehe ich. – Danke schön.

(Beifall)

Johanna Arenhövel, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Herr Leimbach, für die präzise
Vorstellung. – Bitte, Frau Christine Lieberknecht aus Thüringen.

Christine Lieberknecht: Frau Präsidentin! Liebe Parteifreunde! Mein Name ist Christine 
Lieberknecht. Ich bin Ministerin für Bundesangelegenheiten im Freistaat Thüringen.

Daß ich heute erneut für den Bundesvorstand kandidiere, hat einen ganz praktischen Grund:
Wenn wir den politischen Gegner stellen wollen, dann können wir das nur gemeinsam tun:
Durch eine klare Führung an der Spitze unserer Partei, durch eine konsequente Oppositions-
politik der Fraktion im Deutschen Bundestag und durch die Nutzung aller Möglichkeiten der
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Union in den Ländern und Gemeinden. Natürlich wollen und werden wir wieder Länder ge-
winnen; davon war heute erfreulicherweise wiederholt die Rede.

Als Thüringer wollen wir alles tun, um mit Bernhard Vogel Thüringen für die Union zu halten
und damit auch die CDU–geführte Vertretung Thüringens hier in Bonn und dann auch in Ber-
lin – eine von vier Vertretungen, die wir noch in CDU–Hand haben. Ich meine, das sind wenig
genug.

Um so überlegter müssen wir die Aufgaben verteilen, uns die Bälle zuspielen, um wieder an
Fahrt gegenüber den anderen zu gewinnen. Diese Aufgabe nicht nur als Bevollmächtigter
Thüringens hier in Bonn zu erledigen, sondern auch mit der Rückendeckung und in Abstim-
mung mit dem Bundesvorstand unserer Partei, ist mir wichtig.

Liebe Freunde, hinzu kommt die Nominierung durch den Evangelischen Arbeitskreis, was
gleichzeitig mein Engagement in der Wertefrage unserer Partei unterstreicht. Auch aus die-
sem Grund bitte ich um Ihr Vertrauen. – Vielen Dank.

(Beifall)

Johanna Arenhövel, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Christine Lieberknecht. – Ich ru-
fe jetzt Herrn Dr. Linssen aus Nordrhein–Westfalen auf.

Dr. Helmut Linssen: Frau Präsidentin! Liebe Parteifreunde! Mein Name ist Helmut Linssen,
ich bin 56 Jahre alt, verheiratet, habe eine Tochter, einen Schwiegersohn und zwei süße klei-
ne Enkelkinder.

Ich bin Oppositionsführer in Nordrhein–Westfalen und möchte diese Zeit möglichst schnell
beenden, weil wir auch in Nordrhein–Westfalen in 18 Monaten endlich die CDU wieder an die
Macht bringen wollen.

(Beifall)

Ich möchte durch meine Arbeit im Bundesvorstand dazu beitragen, daß in möglichst kurzer
Zeit die wirtschaftliche und finanzpolitische Kompetenz wieder ganz bei der CDU ist und wir
unseren alten Vorsprung vor der SPD zurückerobern.

Ich möchte auch dazu beitragen, daß wir in der Vermittlung unserer Inhalte besser werden, in
der politischen Kommunikation, daß sich schnell der Ruf verbreitet, daß wir die modernste
Partei in Deutschland sind,

(Beifall)

eine moderne Partei, die menschlich ist und von der die Menschen wissen, daß, wenn sie re-
giert, es in dieser Bundesrepublik Deutschland gerecht zugeht.

Meine Damen und Herren, die Oppositionsarbeit in Düsseldorf ist kein Pappenstiel; die Op-
position ist nicht weich gepolstert. Wir haben Erfahrung mit Rot–Grün, und Gott sei Dank
wächst auch die Zustimmung zu unserer Arbeit in diesem Bundesland.
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Ich möchte Sie herzlich bitten, mir die Gelegenheit zu geben, an dieser Aufgabe, Mehrheiten
in Deutschland wieder von den Kommunen und von den Ländern aus zu erobern, mitzuarbei-
ten. Ich bitte sie sehr herzlich um Ihr Vertrauen. 

(Beifall)

Johanna Ahrenhövel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Linssen, für die Vorstellung. Ich
rufe jetzt Herrn Friedrich Merz auf.

Friedrich Merz: Frau Tagungspräsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe
Freunde! Mein Name ist Friedrich Merz. Ich bin 42 Jahre alt, verheiratet, Vater von drei Kin-
dern, von Beruf selbständiger Rechtsanwalt und seit 1994 Mitglied des Deutschen Bundesta-
ges. Ich habe meinen Wahlkreis, den Hochsauerlandkreis, bei der letzten Bundestagswahl
mit gut 51 Prozent wieder gewonnen. 

(Beifall)

Ich bin seit gut zwei Wochen Stellvertretender Vorsitzender unserer CDU/CSU–Bundestags-
fraktion. In dieser Funktion habe ich den Arbeitsbereich Wirtschafts– und Finanzpolitik über-
nommen. Ich möchte gern im Team unserer Führung in der Fraktion und in der Partei dazu
beitragen, daß wir in den Augen der Menschen in Deutschland in diesem wichtigen Bereich
die Kompetenz zurückgewinnen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall)

Johanna Ahrenhövel, Tagungspräsidium: Danke sehr, Herr Merz. Ich bitte jetzt Frau Michalk
um Ihre Vorstellung.

Maria Michalk: Mein Name ist Maria Michalk, ich komme aus dem CDU–Kreisverband Baut-
zen. Ich stehe hier also für Sachsen und werbe zum zweiten Mal um Ihr Vertrauen. Dies wäre
wie ein Vertrag, nach dem ich auch Ihre Interessen im Bundesvorstand mit vertreten muß.
Deshalb möchte ich darauf verweisen, daß man bei einer Vertragsabschließung auf das
Kleingedruckte achten muß; ein Tatbestand, den wir in den neuen Bundesländern endlich ge-
lernt haben. 

Darin steht bei mir: Jahrgang 1949, verheiratet, drei Kinder, verheiratet mit einem Bürgermei-
ster, katholisch, von Figur aus nicht gerade medienwirksames Model, aber ich stehe hier für 

(Zuruf)

– ja, auch für die CDU – Belastbarkeit. Belastbarkeit ist etwas, was wir auch in Zukunft unse-
ren Bürgern abverlangen werden. Dies können wir nur, wenn wir selbst dazu bereit sind.

Ich sage Ihnen auch, daß ich Sorbin bin. Sorben leben nur in Deutschland und haben ihre Hei-
mat in der zweisprachigen Lausitz. Wegen der sprachlichen Verwandtschaft sehe ich meine
Aufgabe auch darin, eine Brücke zu unseren Nachbarn in Mittel– und Osteuropa zu bauen. 

Ein weiterer Punkt ist für mich die hohe Arbeitslosigkeit auch in unserer Region. Wir wissen,
daß Arbeitsplätze, die wir für Männer und für Frauen brauchen, nicht allein durch politische
Entscheidungen geschaffen werden. Wir wissen, daß Arbeit so wichtig ist wie die Luft zum At-
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men. Deswegen betätige ich mich seit drei Jahren als Geschäftsführerin eines größeren Un-
ternehmens. 

Ich war Mitglied der letzten freigewählten Volkskammer und dann bis 1994 im Deutschen Bun-
destag. Ich bin nun ehrenamtlich in verschiedenen Funktionen der Partei, aber hauptberuflich
als Geschäftsführerin tätig. Ich möchte, daß wir die wirtschaftliche Entwicklung zum Wohle
und zur Sicherung der sozialen Belange unseres Landes umsetzen können.

Ein letzter Punkt ist klar, wenn Sie hören, daß ich aus Bautzen komme. Ich habe schon vor
zwei Jahren gesagt, daß meine politische Arbeit 1989 bei der allmählichen Öffnung und dann
bei der Aufarbeitung der fürchterlichen Geschehnisse in dem Sondergefängnis Bautzen II be-
gann. Wenn man weiß, was in diesem Land jetzt wieder geschieht, ist das eine Ohrfeige für
die Opfer, die in Bautzen eingesessen haben. Dafür stehe ich auch. 

(Beifall)

Wenn Sie möchten, daß diese Stimme im Bundesvorstand vertreten ist, schenken Sie mir Ihr
Vertrauen. – Danke. 

(Beifall)

Johanna Ahrenhövel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Michalk. Das Wort hat jetzt
Frau Hildegard Müller.

Hildegard Müller: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich heiße Hildegard Müller
und bin 31 Jahre alt. Nach dem Studium der Betriebswirtschaftslehre bin ich nun verantwort-
lich für Qualitätsmanagement in einer Bank – etwas, was die Partei vielleicht auch manchmal
brauchen könnte. 

(Vereinzelt Beifall)

Neben meinem Engagement im Kreisverband Düsseldorf bin ich Stellvertretende Vorsitzen-
de der Jungen Union Deutschlands, schwerpunktmäßig in der Verantwortung für die Bereiche
Wirtschafts– und Sozialpolitik. Da der Name Müller heute bereits mehrfach in diesem Zusam-
menhang mit den sogenannten rotgrünen Experten genannt worden ist, möchte ich betonen,
daß ich jede Verwandtschaft, biologisch und ideologisch, damit bestreite. 

(Vereinzelt Beifall)

Meine Damen und Herren, wir beschwören heute zu Recht die politische Mitte. Lassen Sie
uns nun aber sowohl den Menschen in unserem Land als auch den Parteimitgliedern wieder
das Gefühl vermitteln, daß wir nicht nur darüber reden, sondern daß wir es ernst meinen und
die Aufgabe mutig angehen wollen. Die Vielfalt in unserer Partei gibt uns die Stärke für diese
inhaltliche Auseinandersetzung. Lassen Sie uns dies mit und für die Menschen in unserem
Land tun. 

Meine Ideen, meine Streitlust würde ich gern einbinden. Ich bitte deshalb um Ihr Vertrauen. –
Vielen Dank. 

(Beifall)

117



Johanna Ahrenhövel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Müller. Das Wort hat jetzt Frau
Rita Pawelski.

Rita Pawelski: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mein Name ist Rita Pawelski. Ich
komme aus der Expo–Stadt Hannover und bin Stellvertretende Vorsitzende der niedersäch-
sischen Landtagsfraktion. Vor wenigen Tagen wurde ich 50 Jahre alt. Das ist für eine Frau ein
bedeutender Einschnitt, hat man mir gesagt. Ich empfinde das nicht so. Das einzige, was mich
ein bißchen nervös gemacht hat, war die Diskussion in der CDU über jung und alt.

Meine Damen und Herren, wir sind eine Volkspartei. Wir brauchen junge Menschen, wir brau-
chen alte Menschen, wir brauchen Männer, und wir brauchen auch Frauen. 

(Beifall)

Ich bin Sozialpolitikerin mit dem Schwerpunkt Familienpolitik. Wir haben als CDU in 16 Jahren
Regierungszeit sehr viel für die Familien getan. Aber ich glaube, wir haben es manchmal
schlecht oder nicht gut genug verkauft. Wir haben das Kindergeld um 150 DM von 50 DM auf
200 DM angehoben. Wir haben dies getan, und man ist zur Tagesordnung übergegangen. Die
SPD erhöht es um schlappe 20 DM und gackert wie ein Huhn, das goldene Eier gelegt hat. 

(Vereinzelt Beifall)

Ich möchte die Vereinbarkeit von Familie und Beruf wieder stärker in den Mittelpunkt rücken.
Wir müssen dieses Thema stärker besetzen, damit es nicht andere besetzen. Wir müssen uns
um die Frauen und um die Männer kümmern, die Kinder haben wollen, aber auch arbeiten
möchten. Wir wissen heute, daß eine Frau, die fünf oder zehn Jahre aus dem Beruf heraus ist,
keine Chance mehr hat. Darum bitte ich Sie, dieses Thema mit mir zusammen stärker in den
Mittelpunkt zu rücken. Bitte unterstützen Sie mich bei meiner Wahl. – Herzlichen Dank. 

(Beifall)

Johanna Ahrenhövel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Pawelski. Als nächste hat Frau
Dr. Godelieve Quisthoudt–Rowohl das Wort.

Dr. Godelieve Quisthoudt–Rowohl: Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Mein Name und meine Sprache verraten Ihnen, daß ich hier nicht gebo-
ren bin. Ich bin eingebürgerte Deutsche und vor 26 Jahren nach Deutschland gekommen. Ich
bin seit knapp 25 Jahren verheiratet, bin hier also aus Liebe hängengeblieben. Wir sind Eltern
von vier Kindern.

Von Beruf bin ich Chemikerin. Ich bin die forschungspolitische Sprecherin unserer Fraktion im
Europäischen Parlament. Sie werden sagen: Das sind Themen, die nicht so ganz weiblich
sind. Ich kümmere mich um Forschungspolitik und um Innovationspolitik. 

Sie haben mir zweimal eindrucksvoll Ihr Vertrauen bewiesen, indem Sie mich gewählt haben.
Darum bitte ich wieder. Ich möchte gerne Kontinuität in der Arbeit wahren und zur gleichen
Zeit dafür sorgen, daß wir einen neuen Aufbruch schaffen, nicht nur wagen. – Vielen Dank. 

(Beifall)
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Johanna Ahrenhövel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Frau Quisthoudt–Rowohl. Als näch-
ster hat Eckhardt Rehberg das Wort.

Eckhardt Rehberg: Frau Präsidentin! Liebe Freunde! Ich heiße Eckhardt Rehberg, bin seit
1990 Fraktionschef im Landtag von Mecklenburg–Vorpommern, von Beruf Informatiker, Va-
ter zweier Kinder, verheiratet. 

Liebe Freunde, wir haben etwas für den vorpolitischen Raum in Mecklenburg–Vorpommern
getan. Ich bin der Präsident des einzigen ostdeutschen Bundesligavereins. Ich hoffe, daß wir
heute ein gutes Ergebnis erreichen.

Ich weiß, die Hessen sind mir gram, wenn wir ein gutes Ergebnis erreichen. Aber seht es uns
nach. 

Liebe Freunde, vor neun Jahren, am 7. November 1989, hätte niemand daran gedacht, daß
im Herbst 1998 ehemalige SED–Altkader, Mitarbeiter von SED–Bezirksleitungen und –Kreis-
leitungen Landtagsvizepräsidenten oder Landesminister sind. Dieses ist mehr als eine Ohr-
feige für die, die damals auf die Straße gegangen sind. Durch Regierungsverantwortung wird
die PDS nicht entzaubert. Es wird nach meiner Meinung etwas ganz anderes passieren: Die
SPD wird sich ins eigene Fleisch schneiden. Wir in Mecklenburg–Vorpommern müssen dafür
sorgen, da in Sachsen, in Thüringen, in Brandenburg und in Berlin im kommenden Jahr noch
vier Landtagswahlen stattfinden, daß der SPD im Osten und der PDS die Maske vom Gesicht
gerissen wird. Das ist unsere Aufgabe in Schwerin. 

(Beifall) 

Ich will, daß wir im Prozeß der Deutschen Einheit als Partei der Deutschen Einheit nicht über-
einander, sondern miteinander reden. Deswegen ist es so wichtig, daß wir eine Wertedebatte
führen, um unseren Wertebezug und unsere Wertebasis deutlich zu machen. Ich erhoffe mir
von dem Parteitag ein deutliches Signal nach Erfurt und Thüringen. 

Liebe Freunde, ich bitte um Ihr Vertrauen, damit ich ein wenig Erfahrung aus dem Umgang mit
der schwierigen Situation, die wir in Mecklenburg–Vorpommern und im Landtag von Schwe-
rin haben, in diese Partei mit einbringen kann. Ich bin überzeugt, daß es uns durch die Fehler
von Rot–Grün in Bonn gelingen wird, Rot–Rot in Schwerin dahin stellen können, wo sie hin-
gehören. Es geht nicht an, daß mit der D–Mark der Sozialismus fortgeführt wird. Letztendlich
können wir mit eigener Programmatik Mehrheiten im Osten zurückgewinnen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Johanna Ahrenhövel, Tagungspräsidium: Schönen Dank, Eckhardt Rehberg. Als nächster
hat Andreas Renner das Wort.

Andreas Renner: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mein Name ist Andreas Renner.
Ich bin 39 Jahre alt, verheiratet und seit fünf Jahren direkt gewählter Oberbürgermeister der
Stadt Singen am Hohentwiel. Ich hatte das Glück, der SPD den Oberbürgermeisterposten die-
ser Stadt nach 24 Jahren mit über 60 Prozent der Stimmen abzunehmen. 

(Vereinzelt Beifall) 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben heute viel darüber gesprochen, wo und wie
wir Mehrheiten bekommen können. Damit dies auch über die Rathäuser gehen kann, bitte ich
Sie, mir ein weiteres Mal – ich bin sechs Jahre Mitglied des Bundesvorstandes – Ihr Vertrauen
auszusprechen. Ich verspreche Ihnen, daß ich bei den vielen Kommunalwahlen und bei den
Landtagswahlen im nächsten Jahr helfen werde, alles, was mir möglich ist, zum Sieg der CDU
beizutragen. Geben Sie mir bitte Ihre Stimme. Ich werbe um Ihr Vertrauen. – Vielen Dank.

(Vereinzelt Beifall) 

Johanna Ahrenhövel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Renner. – Das Wort hat Hans–
Peter Repnik.

Hans–Peter Repnik: Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mein Name ist
Hans–Peter Repnik, ich bin 51 Jahre alt, verheiratet und habe zwei erwachsene Töchter. Ich ver-
trete den schönen Wahlkreis Konstanz seit 1980 im Deutschen Bundestag. Ich bin Bezirksvorsit-
zender der CDU in Südbaden und seit sechs Jahren Mitglied des Bundesvorstands. Ich habe mich
in den vergangenen Jahren sowohl als Mitglied des Bundesvorstandes als auch als stellvertreten-
der Fraktionsvorsitzender der CDU/CSU–Bundestagsfraktion aktiv an der Standortdebatte für
Deutschland, an der Erarbeitung des Programms für Wachstum und Beschäftigung, das uns wie-
der auf Kurs gebracht hat, und unter Federführung von Wolfgang Schäuble an der großen Steuer-
reform beteiligt.

Seit drei Wochen bin ich erster Parlamentarischer Geschäftsführer der CDU/CSU–Bundestags-
fraktion. Neben der Organisation der Parlamentsarbeit einer Oppositionspartei im Deutschen
Bundestag ist mir dabei auch die Aufgabe der Koordinierung der Bundespolitik mit der Politik der
Landtagsfraktionen und der EVP–Fraktion im Europäischen Parlament zugefallen. Ich möchte
auch in den künftigen Jahren als Mitglied des Bundesvorstandes mit dazu beitragen, daß wir un-
ser Profil in der Opposition schärfen und es unverwechselbar machen. Dazu bitte ich nachhaltig
um Ihre Stimme und Ihr Vertrauen. – Vielen Dank.

(Beifall) 

Martin Kayenburg, Tagungspräsidium: Als nächster hat Dr. Jürgen Rüttgers das Wort. 

Dr. Jürgen Rüttgers: Mein Name ist Jürgen Rüttgers, ich bin 47 Jahre alt, verheiratet und ha-
be zwei Kinder. Sie wissen, was ich die letzten vier Jahre gemacht habe. Sie wissen vielleicht
nicht, daß ich aus dem Erftkreis komme und dort Kreisvorsitzender der CDU bin.

Die Leute haben am „Roten Sonntag“, dem 27. September 1998, neue Köpfe gewollt. Die haben sie
in der Regierung und auch heute bei der CDU bekommen. Ich glaube allerdings, daß neue Köpfe
nicht ausreichen, sondern man inhaltlich auch noch etwas tun muß. Ich muß allerdings gestehen,
daß ich noch nicht auf alles eine Antwort habe. Ich weiß auch noch gar nicht, ob die Partei schon in
gänzlichem Umfang verstanden hat, was da am 27. September passiert ist. Ich möchte gerne mit
darüber nachdenken. Ich glaube auch, daß es auf der Basis unserer Grundsätze möglich ist, Pro-
jekte zu formulieren, die sehr schnell wieder Zukunftsfähigkeit ausstrahlen, Innovationen möglich
machen und soziales Gewissen nach außen so deutlich machen, daß die Menschen in der CDU wie-
der ihre politische Heimat finden. Wenn Sie mir dazu die Chance geben, bin ich Ihnen sehr dankbar.

(Beifall) 
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Martin Kayenburg, Tagungspräsidium: Wir hören Dr. Bernhard Vogel.

Dr. Bernhard Vogel: Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Mein Name ist Bernhard 
Vogel. Ich wurde 1932 in Göttingen an der Leine geboren und bin über Hessen, Bayern, Ba-
den–Württemberg und Rheinland–Pfalz glücklicherweise jetzt in Thüringen gelandet. 

(Vereinzelt Beifall) 

Ich bin dort Landesvorsitzender der CDU und Ministerpräsident. Als Landesvorsitzender ha-
be ich mit Freude zur Kenntnis nehmen können, daß sich im Oktober dieses Jahres 232 Bür-
gerinnen und Bürger um die Aufnahme in die CDU und 40 junge Leute um die Aufnahme in die
Junge Union beworben haben. 

(Beifall) 

Das sind – nebenbei bemerkt – in einem Monat halb so viele Neubewerbungen, wie die Grü-
nen in Thüringen insgesamt Mitglieder haben.

Als Ministerpräsident übe ich allerdings als Leiter einer großen Koalition eine Tätigkeit aus, die
nicht vergnügungssteuerpflichtig ist. Bei den Landtagswahlen 1999 wird es aber eine heftige
Auseinandersetzung zwischen der Union und der SPD und der PDS geben. Wir wollen alles
tun, um Thüringen ein rot–dunkelrotes Bündnis in der Regierung zu ersparen. 

(Beifall) 

Das wird uns um so besser gelingen, je mehr wir wissen, daß die Union in ganz Deutschland
zu uns steht. Deswegen bitte ich, meine Kandidatur zu unterstützen, damit wir in Thüringen
wissen, daß wir viele hinter uns haben. Dadurch können wir das bewältigen, was wir vor uns
haben. – Herzlichen Dank. 

(Beifall) 

Martin Kayenburg, Tagungspräsidium: Wir hören jetzt Professor Dr. Otto Wulff.

Prof. Dr. Otto Wulff: Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde! Ich heiße Otto Wulff, bin 
65 Jahre alt und wurde von der Senioren–Union nominiert. Ich bin stolz darauf, was diese 
Senioren–Union wiederum im letzten Wahlkampf geleistet hat. 

(Beifall) 

Meine liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde, lassen Sie mich als jemand, der 47 Jahre
unserer Partei angehört, sagen: Ich bin stolz, daß ich ein Senior der CDU bin. 

(Vereinzelt Beifall) 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit aber auch sagen: Die Aufgabe der Senioren–Union liegt
darin, die Berufs– und Lebenserfahrung der Älteren in die CDU einzubinden, die Älteren zu
uns zu holen und bei ihnen für uns zu werben. Ich glaube, daß es angesichts der hohen Zahl
der Senioren in unserem Land wichtig ist, daß auch Senioren vertreten sind. Dadurch haben
die älteren Leute draußen im Land den Mut, sich zur CDU zu bekennen, und wissen, daß sie
bei der CDU eine Heimat haben.
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Meine Damen und Herren, wenn es bei mir darum geht, im Bundesvorstand Arbeit einzubringen,
dann geht es ja nicht nur um Seniorenpolitik. Nein, es geht darum, daß wir zusammen mit den
Jüngeren gemeinsam arbeiten wollen, gemeinsam Verantwortung tragen wollen, damit, wie ich
meine, in der Repräsentation der CDU als Volkspartei auch deutlich wird, daß alle Generationen
in dieser Partei eine Heimat haben. Als Senioren–Union haben wir ein Recht, Verantwortung ein-
zufordern, ein Recht, wie alle anderen Vereinigungen auch im Bundesvorstand mitzuwirken.

Ich verspreche Ihnen, wie in den letzten zwei Jahren auch, alles daranzusetzen, das große
Maß an Lebens– und Berufserfahrung der Senioren einzubringen und für unsere Arbeit nutz-
bar zu machen. – Ich danke Ihnen für Ihr Zuhören.

(Beifall)

Martin Kayenburg, Tagungspräsidium: Jetzt darf ich Cornelia Yzer ans Rednerpunlt bitten.

Cornelia Yzer: Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! Mein Name ist Cornelia Yzer,
37 Jahre alt. 

Ich war immer der Auffassung, daß der Wechsel zwischen beruflicher Tätigkeit und politi-
schem Mandat auch in unserem Land selbstverständlich sein sollte, und zwar in beide Rich-
tungen. Entsprechend habe ich gehandelt. Nach acht Jahren Mitgliedschaft im Deutschen
Bundestag und Tätigkeit als Parlamentarische Staatssekretärin bin ich in die Industrie zurück-
gekehrt. Ich bin heute als Hauptgeschäftsführerin eines Wirtschaftsverbandes tätig. 

Ich will der Parteiarbeit aber nicht untreu werden, sondern weiter ehrenamtlich mitwirken. Ich
will mich weiterhin klar zur CDU bekennen und am Wandel der Partei mitwirken – nicht mit Kri-
tik von außen, was nie meine Sache war, sondern durch Arbeit von innen.

Und noch eines: Die neue Mehrheit auf Bundesebene will eine andere Republik. Das will ich
nicht. Ich will mit meiner Partei daran arbeiten, daß die Strategie nicht aufgeht. Deshalb bitte
ich um Ihre Stimme zur Wiederwahl.

(Beifall)

Martin Kayenburg, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, liebe Parteifreunde, ich
darf mich bei allen bedanken, die sich jetzt vorgestellt haben.

Wir können allerdings noch nicht zur Wahl der 26 weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes
kommen, weil das Ergebnis für die weiteren sieben Mitglieder des Präsidiums noch nicht vor-
liegt. Wir werden wohl in einen zweiten Wahlgang eintreten müssen, weil nicht die hinrei-
chende Zahl an Kandidaten das entsprechende Quorum erreicht hat. Da das Ergebnis in Kür-
ze vorliegen wird und wir dann den zweiten Wahlgang durchführen müssen, bevor wir die 26
weiteren Mitglieder wählen, bitte ich Sie, alle im Saal zu bleiben, auch wenn ich den Parteitag
jetzt für kurze Zeit unterbreche.

(Unterbrechung von 17.34 bis 17.37 Uhr)

Martin Kayenburg, Tagungspräsidium: Liebe Parteifreunde, wir setzen den unterbrochenen
Parteitag fort.
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Ich darf Ihnen das Ergebnis der Wahl der weiteren sieben Mitglieder des Präsidiums be-
kanntgeben. Abgegebene Stimmen 969. Ungültige Stimmen 4, Enthaltungen 1. Damit sind
964 Stimmen gültig. Die erforderliche Mehrheit beträgt damit 483.

Ich gebe Ihnen jetzt die Stimmzahlen bekannt, die für die einzelnen Bewerber – in alphabeti-
scher Reihenfolge – abgegeben wurden: Frau Dr. Maria Böhmer 436 Stimmen, Rainer Ep-
pelmann 454 Stimmen, Klaus Escher 204 Stimmen, Roland Koch 840 Stimmen,

(Lebhafter Beifall)

Peter Müller 474 Stimmen, Claudia Nolte 471 Stimmen, Peter Rauen 462 Stimmen, Prof. Dr.
Rita Süssmuth 439 Stimmen, Christa Thoben 668 Stimmen, 

(Beifall)

Arnold Vaatz 752 Stimmen.

(Beifall)

Nach diesem Ergebnis sind im ersten Wahlgang nur drei weitere Mitglieder des Präsidiums
gewählt worden, darunter eine Frau. Damit ist insoweit das Frauenquorum erreicht. Der Wahl-
gang ist somit gültig. Aber unabhängig davon muß eine Stichwahl stattfinden.

Zur Stichwahl sind aufgerufen Frau Maria Böhmer, Rainer Eppelmann, Peter Müller, Frau 
Claudia Nolte, Peter Rauen und Frau Rita Süssmuth. Nicht in die Stichwahl kommt Klaus Escher.

Im ersten Wahlgang sind also gewählt – am Beifall haben Sie es schon deutlich gemacht – 
Roland Koch – ich wiederhole – mit 840 Stimmen, Arnold Vaatz mit 752 Stimmen und Christa
Thoben mit 668 Stimmen. Ich gratuliere allen, die im ersten Wahlgang gewählt sind.

Nun wird es leider sieben bis zehn Minuten dauern, bis die neuen Stimmzettel gedruckt sind.
Ich bitte Sie deshalb, sich etwas zu gedulden, bis wir in den zweiten Wahlgang für die Mitglie-
der des Präsidiums eintreten können.

Meine Damen und Herren, ich darf Sie fragen, ob die Stimmzettel inzwischen überall ange-
kommen sind.

(Zahlreiche Zurufe: Nein!)

– Danke.

Ich darf darauf hinweisen, daß der Wahlgang noch nicht eröffnet ist. Ich bitte also, die Urnen
solange festzuhalten. Es scheinen noch nicht alle Stimmzettel verteilt zu sein.

Damit wir einen ordnungsgemäßen Wahlgang durchführen können, darf ich die Damen und
Herren Delegierten doch bitten, wieder an ihren Tischen Platz zu nehmen. Die Landesge-
schäftsführer bitte ich, dafür zu sorgen, daß die Stimmzettel jetzt verteilt werden.

Ich stelle noch einmal die Frage, ob die Stimmzettel überall verteilt sind.

(Widerspruch)

– Auch wenn noch nicht alle Stimmzettel verteilt sind, darf ich schon einmal auf folgendes hin-
weisen. Erstens. Der Stimmzettel wird eine lindgrüne Farbe haben. Zweitens. Es werden
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sechs Kandidaten auf dem Stimmzettel stehen. Drittens. Es sind mindestens zwei, höchstens
vier Kandidaten anzukreuzen.

Außerhalb der Funktion des Tagungspräsidenten darf ich sagen: Je mehr Kandidaten – bis
maximal vier – angekreuzt werden, desto eher besteht die Chance, daß die noch zu wählen-
den Kandidaten das Quorum erreichen. Also mindestens zwei, höchstens vier! Wenn nicht al-
le das Quorum erreichen, haben wir eine neue Stichwahl vor uns.

Zu der Frage, warum Herr Escher nicht in die Stichwahl gekommen ist, ist festzustellen, daß
nach § 11 Abs. 3 der Geschäftsordnung zu einer Stichwahl jeweils so viele der nicht gewähl-
ten Kandidaten zur Verfügung stehen, wie dem Eineinhalbfachen der Zahl der noch nicht be-
setzten Sitze im Präsidium entspricht, und zwar sind die nächstniedrigen Kandidaten zu neh-
men. Da noch vier Plätze zu besetzen sind, ist das Eineinhalbfache sechs, und die nächst-
niedrigen Kandidaten sind die sechs Kandidaten, die Sie auf dem Stimmzettel finden. Ich wie-
derhole: zwei mindestens, vier höchstens.

Jetzt frage ich noch einmal, ob die Stimmzettel überall verteilt sind.

(Zurufe: Nein!)

– Wenn ich das von hier aus richtig sehe, betrifft das Sachsen–Anhalt und Nordrhein–West-
falen.

Liebe Parteifreunde, ich unterstelle, daß die restlichen Stimmzettel, so sie noch nicht alle ver-
teilt sind, gleich verteilt werden, und eröffne damit den Wahlgang. Mindestens zwei, höch-
stens vier Kandidaten sind anzukreuzen. Ich bitte die Damen und Herren mit den Wahlurnen,
nunmehr die Stimmzettel einzusammeln.

Darf ich fragen, ob alle Stimmzettel abgegeben sind. – Ich sehe keinen Protest. Dann schließe
ich hiermit den Wahlgang.

Liebe Parteifreunde, da das Auszählen etwas länger dauert, ich aber nicht möchte, daß wir er-
neut in eine lange Pause eintreten, schlage ich Ihnen vor, wenn Sie denn einverstanden sind,
daß wir in die weiteren Tagesordnungspunkte eintreten, die auch noch abzuarbeiten sind. 

Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 13 auf:

WAHL DER 3 RECHNUNGSPRÜFER

Nach § 29 Abs. 6 des Statuts wählt der Bundesparteitag drei Rechnungsprüfer nach den 
Bestimmungen der Finanz– und Beitragsordnung. § 19 der Finanz– und Beitragsordnung be-
sagt, daß die Amtszeit vier Jahre beträgt. Vorgeschlagen sind die gleichen Damen und Her-
ren, die diese verantwortungsvolle Aufgabe in den letzten vier Jahren ausgeübt haben, näm-
lich Bärbel Kleedehn, Dr. Franz Möller, Ferdi Tillmann. Wenn Sie diesem Vorschlag zustim-
men, dann bitte ich Sie um Ihr Kartenzeichen. Ich darf Sie um Ihre Zustimmung bitten. – Die
Gegenprobe. – Enthaltungen? – Damit sind Bärbel Kleedehn, Dr. Franz Möller und Ferdi 
Tillmann ohne Gegenstimme einstimmig zu Rechnungsprüfern für die nächste Wahlperiode
gewählt. Ich gratuliere den Rechnungsprüfern. 

(Beifall)
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Wir kommen zum TAGESORDNUNGSPUNKT 14: 

WAHL DER DELEGIERTEN UND STELLVERTRETENDEN DELEGIERTEN ZUM 
XIII. EVP–KONGRESS IN BRÜSSEL

Laut § 31 Abs. 4 des Statuts der CDU wählt der Bundesausschuß auf Vorschlag des Bundes-
vorstandes die Delegierten für die Gremien der Europäischen Volkspartei. Da vor dem XIII.
Kongreß in Brüssel keine Bundesausschußsitzung mehr stattfinden wird, nimmt in diesem
Fall der Bundesparteitag, also Sie, meine Damen und Herren, diese Wahl vor. 

Die Landesverbände sind vor dem Bundesparteitag schriftlich gebeten worden, entsprechen-
de Vorschläge zu unterbreiten. Die Liste der von den Landesverbänden vorgeschlagenen De-
legierten und stellvertretenden Delegierten finden Sie in Ihren Unterlagen. 

Unser Statut läßt es zu, daß die Wahl offen durchgeführt wird. So darf ich zunächst diejenigen
bitten, die einer offenen Abstimmung zustimmen möchten, ihre Stimmkarte zu erheben. – Gibt
es Gegenstimmen gegen die offene Abstimmung? – Das ist nicht der Fall. Gibt es Enthaltun-
gen? – Auch keine. Damit ist eine offene Abstimmung über die Delegierten beschlossen.

Ich darf Sie nunmehr bitten, in Ihre Unterlagen zu schauen, auf die Liste, die ich nicht im ein-
zelnen vortragen möchte. Ich frage Sie, ob es dazu Wortmeldungen gibt? – Auch dies ist nicht
der Fall. 

Dann darf ich zur Abstimmung aufrufen über die Delegierten und stellvertretenden Delegier-
ten zum XIII. EVP–Kongreß in Brüssel und darf Sie bitten, die Stimmkarte zu zeigen, so Sie
zustimmen wollen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit sind die Ihnen vorgeschla-
genen Delegierten und Ersatzdelegierten zum EVP–Kongreß gewählt. Ich darf allen gewähl-
ten Mitgliedern Glück wünschen im Namen des Präsidiums und aller Delegierten. – Ich darf
das Parteitagspräsidium weitergeben.

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, wir kommen zum TAGES-
ORDNUNGSPUNKT 15:

WAHL DER CDU–MITGLIEDER UND STELLVERTRETENDEN MITGLIEDER FÜR DEN
VORSTAND DER EUROPÄISCHEN VOLKSPARTEI

Wie bei der gerade erfolgten Wahl ist es auch hier laut § 31 Abs. 4 des Statuts so, daß nor-
malerweise der Bundesausschuß auf Vorschlag des Bundesvorstandes diese Delegierten
wählt. Wie schon unter Tagesordnungspunkt 14 praktiziert, wird auch hier ersatzweise die
Wahl durch den Bundesparteitag vorgenommen. 

Die Namen der vom Bundesvorstand vorgeschlagenen Kandidatinnen und Kandidaten liegt
Ihnen schriftlich vor. Wenn Sie mit dem Vorschlag einverstanden sind, daß wir so verfahren,
wie bereits beim Tagesordnungspunkt 14 geschehen, bitte ich Sie, die Stimmkarte zu erhe-
ben. – Gibt es Gegenstimmen? – Eine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann
verfahren wir so. 

Ich darf im Namen des Präsidiums allen gewählten Vertretern herzlich gratulieren.

(Beifall)
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Ich darf fragen, ob bei Ihnen schon die Drucksache mit den Anträgen vorliegt? – Sie wird ge-
rade verteilt. Wir warten einen Moment, bis allen die Anträge vorliegen.  Wir können dann,
wenn Sie einverstanden sind, den Tagesordnungspunkt 16 vorziehen. – Ich sehe keinen Wi-
derspruch.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich rufe jetzt TAGESORDNUNGSPUNKT 16 auf:

SONSTIGE ANTRÄGE

Dem Parteitag liegen insgesamt vier Anträge vor, die Sie jetzt zusammen mit den Empfehlun-
gen der Antragskommission erhalten haben müßten. 

Ich rufe den Antrag 1 des Kreisverbandes Mettmann auf. Die Antragskommission empfiehlt
Überweisung an die Bundesfinanzkommission. Wird dazu Ihrerseits das Wort gewünscht? –
Ich sehe eine Wortmeldung. – Bitte schön.

Ferdi Tillmann: Ich möchte beantragen, den Antrag abzulehnen und nicht an die Finanz-
kommission zu überweisen. 

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Wünscht die Antragskommission das Wort? – Das ist
nicht der Fall. Dann stimmen wir über die Empfehlung der Antragskommission ab. Wer der
Empfehlung der Antragskommission seine Zustimmung geben will, bitte ich um das Erheben
der Abstimmungskarte. – Gegenstimmen! – Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag bei eini-
gen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen an die Bundesfinanzkommission überwiesen. 

Wir kommen nun zum Antrag 2 des Bezirksverbandes Bergisch Land. Die Antragskommissi-
on empfiehlt Überweisung an die CDU/CSU–Bundestagsfraktion. Wird dazu Ihrerseits das
Wort gewünscht? – Das ist offensichtlich nicht der Fall. Wünscht die Antragskommission das
Wort? – Dies ist nicht der Fall. Dann können wir über den Antrag 2 abstimmen. Wer der Emp-
fehlung der Antragskommission seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Erhe-
ben der Abstimmungskarte. – Gegenstimmen! – Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag bei
einigen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen an die CDU/CSU–Bundestagsfraktion
überwiesen.

Ich rufe nun den Antrag 3 des Landesverbandes Hamburg auf. Die Antragskommission emp-
fiehlt, diesen Antrag an den Bundesvorstand zu überweisen. Wird dazu Ihrerseits das Wort
gewünscht? – Das ist offensichtlich nicht der Fall. Wünscht die Antragskommission das Wort?
– Auch das ist nicht der Fall. Dann lasse ich über den Antrag 3 abstimmen. Wenn Sie der Emp-
fehlung, diesen Antrag an den Bundesvorstand zu überweisen, Ihre Zustimmung geben wol-
len, bitte ich Sie um das Erheben der Abstimmungskarte. – Gegenstimmen! – Enthaltungen?
– Damit wird dieser Antrag bei einigen Gegenstimmen und einigen Enthaltungen an den Bun-
desvorstand überwiesen.

Ich rufe den Initativantrag 1 der Delegierten Hauser, Limbach, Tantzen und weiterer 34 Dele-
gierter auf. Die Antragskommission empfiehlt die Annahme dieses Antrags. Wird dazu Ihrer-
seits das Wort gewünscht? – Das ist offensichtlich nicht der Fall. Wünscht die Antragskom-
mission das Wort? – Das ist auch nicht der Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung über den
Initiativantrag 1. Wer der Empfehlung der Antragskommission seine Zustimmung geben will,
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den bitte ich um das Zeichen mit der Stimmkarte. – Gegenstimmen? – Keine Gegenstimmen.
Enthaltungen? – Einige wenige Enthaltungen. Damit ist der Initiativantrag 1 ohne Gegenstim-
me bei einigen wenigen Enthaltungen angenommen. 

Weitere Anträge liegen dem Parteitag nicht vor. Damit ist Tagesordnungspunkt 16 erledigt.

Meine Damen und Herren, wir haben noch kein Ergebnis der Stichwahl zur Wahl der weiteren
sieben Mitglieder des Präsidiums vorliegen. Deshalb unterbreche ich den Parteitag jetzt für
kurze Zeit. Ich bitte Sie aber, nicht allzu weit von dannen zu gehen, damit wir nachher zügig
weiter beraten können. 

(Unterbrechung von 18.21 bis 18.30 Uhr)

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, das Ergebnis der Stichwahl
zur Wahl von weiteren sieben Mitgliedern des Präsidiums liegt uns jetzt vor. Ich gebe Ihnen
das Wahlergebnis bekannt: abgegebene Stimmen: 872, ungültige Stimmen: keine, Enthal-
tungen: keine, gültige Stimmen somit: 872. Die erforderliche Mehrheit beträgt 437.

Ich lese Ihnen jetzt das Wahlergebnis der Kandidatinnen und Kandidaten wieder in alphabe-
tischer Reihenfolge vor. Auf Frau Maria Böhmer entfielen 350 Stimmen. Auf Herrn Rainer 
Eppelmann entfielen 453 Stimmen. Auf Herrn Peter Müller entfielen 509 Stimmen. 

(Beifall) 

Auf Frau Claudia Nolte entfielen 437 Stimmen. 

(Heiterkeit und Beifall)

– Hauptsache, man kommt am Ziel an. 

Auf Herrn Peter Rauen entfielen 490 Stimmen.

(Beifall) 

Auf Frau Rita Süssmuth entfielen 383 Stimmen.

Meine Damen und Herren, danach sind Herr Peter Müller, Herr Peter Rauen, Herr Rainer 
Eppelmann und Frau Claudia Nolte gewählt. Nicht gewählt sind Frau Maria Böhmer und Frau
Rita Süssmuth.

Ich darf die vier gewählten Mitglieder des Präsidiums nach vorne bitten, damit wir fragen kön-
nen, ob sie die Wahl annehmen. 

Herr Peter Müller, nehmen Sie die Wahl an?

Peter Müller: Ich nehme die Wahl an.

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Herr Peter Rauen, nehmen Sie die Wahl an?

Peter Harald Rauen: Ich nehme die Wahl an.

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Herr Rainer Eppelmann, nehmen Sie die Wahl an? –
Dann frage ich erst einmal Frau Claudia Nolte: Nehmen Sie die Wahl an?

Claudia Nolte: Ja.
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Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Das „Ja“ haben wir gehört. – Ist inzwischen Herr Rainer
Eppelmann anwesend? – Ich habe zwar jetzt schon viele „Jas“ gehört, aber es war noch nicht
die richtige Stimme dabei.

Dr. Norbert Blüm: Ich nehme sozusagen als Anwalt von Eppelmann prophylaktisch die Wahl an.

(Heiterkeit und Beifall)

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Vielleicht können wir das gleich nachholen. Ich schlage
vor, daß jetzt alle sieben weiteren Präsidiumsmitglieder hier auf das Podium kommen und
ihren Platz einnehmen.

Meine Damen und Herren, wir kommen dann zum nächsten Wahlgang, nämlich zu dem des
Bundesvorstandes. Bevor wir in diesen Wahlgang eintreten, frage ich die beiden, die nicht in
das Präsidium gewählt wurden, ob sie für den Bundesvorstand kandidieren. Das ist einmal
Frau Maria Böhmer.

Dr. Maria Böhmer: Ja.

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Frau Maria Böhmer hat ihre Kandidatur erklärt. Ich frage
Frau Rita Süssmuth. 

Prof. Dr. Rita Süssmuth: Nein.

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Ich habe ein „Nein“ gehört. Frau Rita Süssmuth kandi-
diert also nicht. Von Herrn Escher liegt mir bereits vor, daß er nicht mehr kandidiert.

Damit können wir den Stimmzettel herstellen. Es dauert cirka 15 Minuten – so ist mir eben mit-
geteilt worden –, bis diese Stimmzettel fertig sind. Ich unterbreche daher den Bundesparteitag
für etwa 15 Minuten.

(Unterbrechung von 18.35 bis 18.49 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich eröffne den Bundesparteitag wieder. Ich habe eine Bitte. Bitte
bleiben Sie hier und fahren Sie nicht nach Hause, wenn der Wahlgang durchgeführt ist. Es
könnte durchaus passieren, daß weitere Wahlgänge nötig sind. Wir haben das bei dem vor-
hergehenden Wahlgang gemerkt. Es wäre schlecht, wenn dann der Parteitag nicht mehr be-
schlußfähig wäre. 

Hat jeder von Ihnen einen gelben Stimmzettel erhalten? – Ich habe den Eindruck, daß die
Stimmzettel jetzt verteilt sind. 

Meine Damen und Herren, nach § 43 Abs. 3 des Statuts müssen mindestens drei Viertel der
zu wählenden Kandidaten – also 20 – angekreuzt werden. Höchstens dürfen so viele Kandi-
daten angekreuzt werden, wie Positionen zu vergeben sind – also 26. Die Stimmzettel, auf de-
nen 29 Kandidaten stehen, sind also nur gültig, wenn sie zwischen 20 und 26 Kreuze enthal-
ten. Die Chance, Wahlgänge zu sparen, ist größer, wenn im ersten Wahlgang die Zahl der zu
Wählenden voll ausgeschöpft wird. Stimmzettel, auf denen andere Namen als die aufge-
druckten hinzugefügt werden, sind ungültig.
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Bitte denken Sie auch daran, daß ein Drittel der in einem ersten Wahlgang tatsächlich Ge-
wählten Frauen sein müssen. Damit ist dann das Frauenquorum erfüllt und dieser Wahlgang
gültig. Wenn also beispielsweise bereits im ersten Wahlgang alle 26 weiteren Mitglieder des
Bundesvorstands gewählt wären, müßten sich darunter mindestens neun Frauen befinden,
damit dieser Wahlgang gültig ist. Ich eröffne hiermit den Wahlgang. Ich bitte auch, die Stimm-
zettel einzusammeln.

Meine Damen und Herren, konnten inzwischen alle ihre Stimmzettel abgeben? – Das scheint
noch nicht der Fall zu sein. – Ich darf noch einmal fragen: Hat jeder seinen Stimmzettel abge-
ben können? – Ich habe kein Nein mehr gehört. Damit schließe ich den Wahlgang. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie noch einmal herzlich darum, für weitere Wahlgänge
hier zu bleiben und nicht nach Hause zu gehen. Ich unterbreche jetzt die Sitzung für die Zeit
der Auszählung. 

(Unterbrechung von 19.02 bis 20.23 Uhr)

Steffi Schnoor, Tagungspräsidium: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröffne den
Bundesparteitag wieder. Ich bedanke mich ganz herzlich bei Ihnen für Ihre Disziplin und dafür,
daß Sie alle noch da sind. Ich danke auch der Stimmzählkommission, die immerhin gut 25 000
Stimmen auszählen mußte. 

(Vereinzelt Beifall)

Ich gebe Ihnen nun das Ergebnis der Wahl von weiteren Mitgliedern des Bundesvorstandes
bekannt. Abgegebene Stimmen 912. Davon ungültige Stimmen 10. Enthaltungen keine. Gül-
tige Stimmen 902. Die erforderliche Mehrheit beträgt damit 452 Stimmen.

Ich lese Ihnen die Ergebnisse in der Reihenfolge der abgegebenen Stimmen vor:

Erster ist Dr. Bernhard Vogel mit 834 Stimmen. 

(Beifall)

Herr Dr. Vogel, nehmen Sie die Wahl an? 

(Dr. Bernhard Vogel: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch.

Zweite ist Frau Brigitte Baumeister mit 830 Stimmen. 

(Beifall)

Frau Baumeister, nehmen Sie die Wahl an?

(Brigitte Baumeister: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

Dritter ist Eberhard Diepgen mit 768 Stimmen. 

(Beifall)
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Herr Diepgen, nehmen Sie die Wahl an?

(Eberhard Diepgen: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch!

4. Friedrich Merz: 760 Stimmen. 

(Beifall)

Herr Merz, nehmen Sie die Wahl an?

(Friedrich Merz: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

5. Hans–Peter Repnik: 755 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall)

Herr Repnik, nehmen Sie die Wahl an?

(Hans–Peter Repnik: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

6. Otti Geschka: 750 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall)

Frau Geschka, nehmen Sie die Wahl an?

(Otti Geschka: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

7. Dr. Jürgen Rüttgers: 740 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall)

Herr Dr. Rüttgers, nehmen Sie die Wahl an?

(Dr. Jürgen Rüttgers: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

8. Dr. Godelieve Quisthoudt–Rowohl: 734 Stimmen.

(Vereinzelt Beifall) 

Frau Quisthoudt–Rowohl, nehmen Sie die Wahl an?

(Dr. Godelieve Quisthoudt–Rowohl: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

9. Christine Lieberknecht: 733 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 
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Frau Lieberknecht, nehmen Sie die Wahl an?

(Christine Lieberknecht: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

10. Rita Pawelski: 728 Stimmen.

(Vereinzelt Beifall) 

Frau Pawelski, nehmen Sie die Wahl an?

(Rita Pawelski: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

11. Dr. Maria Böhmer: 708 Stimmen.

(Vereinzelt Beifall) 

Frau Dr. Böhmer, nehmen Sie die Wahl an?

(Dr. Maria Böhmer: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

12. Anne–Karin Glase: auch 708 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall)

Frau Glase, nehmen Sie die Wahl an?

(Anne–Karin Glase: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

13. Hildegard Müller: 698 Stimmen.

(Vereinzelt Beifall) 

Frau Müller, nehmen Sie die Wahl an?

(Hildegard Müller: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

14. Ole von Beust: 694 Stimmen.

(Vereinzelt Beifall) 

Herr von Beust, nehmen Sie die Wahl an?

(Ole von Beust: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

15. Andreas Renner: 664 Stimmen.

(Vereinzelt Beifall) 
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Herr Renner, nehmen Sie die Wahl an?

(Andreas Renner: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

16. Maria Michalk: 663 Stimmen.

(Vereinzelt Beifall) 

Frau Michalk, nehmen Sie die Wahl an?

(Maria Michalk: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

17. Peter Hintze: 660 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Herr Hintze, nehmen Sie die Wahl an?

(Peter Hintze: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

18. Dr. Yvonne Kempen: 655 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Frau Kempen, nehmen Sie die Wahl an?

(Dr. Yvonne Kempen: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

19. Dr. Heiner Geißler: 643 Stimmen.(Beifall) 

Herr Dr. Geißler, nehmen Sie die Wahl an?

(Dr. Heiner Geißler: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

20. Dr. Helmut Linssen: 641 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Herr Dr. Linssen, nehmen Sie die Wahl an? 

(Dr. Helmut Linssen: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

21. Hermann–Josef Arentz: 629 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 
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Herr Arentz, nehmen Sie die Wahl an?

(Hermann–Josef Arentz: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

22. Dr. Franz–Josef Jung: 613 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Herr Dr. Jung, nehmen Sie die Wahl an?

(Dr. Franz–Josef Jung: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

(Vereinzelt Beifall)

23. Prof. Dr. Otto Wulff: 596 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall)

Herr Professor Wulff, nehmen Sie die Wahl an?

(Prof. Dr. Otto Wulff: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

24. Reimer Böge: 578 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Herr Böge, nehmen Sie die Wahl an?

(Reimer Böge: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

25. Eckardt Rehberg: 552 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Herr Rehberg, nehmen Sie die Wahl an?

(Eckardt Rehberg: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. 

26. Thomas Leimbach: 499 Stimmen. 

(Vereinzelt Beifall) 

Herr Leimbach, nehmen Sie die Wahl an?

(Thomas Leimbach: Ja!)

Herzlichen Glückwunsch. Damit ist der Vorstand komplett. 
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Für den Bundesvorstand wurden nicht gewählt: Frau Elke Holzapfel mit 471 Stimmen, 
Dr. Uwe Lehmann–Brauns mit 471 Stimmen und Cornelia Yzer mit 451 Stimmen.

Danach haben wir nach dem ersten Wahlgang einen kompletten Bundesvorstand, und im er-
sten Wahlgang – das haben Sie inzwischen sicherlich gemerkt – wurden zehn Frauen ge-
wählt. Damit ist das Frauenquorum erfüllt. Der Wahlgang ist also gültig; es findet keine Stich-
wahl statt. – Ich übergebe die Präsidiumsleitung an Herrn Blüm.

Dr. Norbert Blüm, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren! Liebe Freunde! Wir sind
am Ende des Parteitages. Ich bedanke mich für Ihre Geduld, Zähigkeit und Konzentration. 

Ich bedanke mich bei dem Präsidium, besonders bei denen, die den Parteitag so hervorragend
geleitet haben.

Ich bedanke mich bei der Presse – auf Vorschuß. Ich bedanke mich bei den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern des Hotels Maritim, die uns hier versorgt, bedient und betreut haben, 

(Beifall)

bei der Bonner Polizei, beim Malteser–Hilfsdienst und vor allen Dingen bei der Bundesge-
schäftsstelle, die sehr viel Arbeit in die Organisation dieses Parteitags investiert hat. 

Meine lieben Freunde, wenn Sie den Saal verlassen, können Sie noch ein gutes Werk tun. Die
Junge Union sammelt für Opfer der Hochwasserkatastrophe in Nicaragua. Bevor Sie das
Geld abgeben, gebe ich das Wort an Wolfgang Schäuble.

Dr. Wolfgang Schäuble, Vorsitzender der CDU: Liebe Delegierte! Meine Damen und Herren!
Wir stehen am Ende eines kurzen, anstrengenden und wichtigen Parteitags. Norbert Blüm hat al-
len, die mitgeholfen haben, diesen Parteitag so gut über die Bühne zu bringen, schon gedankt mit
Ausnahme des Tagungspräsidiums und seiner eigenen Person. Ich möchte, lieber Norbert, Dir
und Deinen Kollegen herzlich danken. Ihr habt diesen Parteitag prima über die Runden gebracht.

(Beifall)

Meine Damen und Herren, ich möchte ein Wort des Dankes auch denjenigen sagen, die bisher
im Präsidium und Bundesvorstand unserer Partei Verantwortung getragen haben und die aus
ganz unterschiedlichen Gründen weiterhin für unsere Partei Verantwortung tragen werden, aber
möglicherweise nicht mehr im Präsidium und Bundesvorstand der Partei.

Mein erstes Wort geht an Peter Hintze. Er bleibt Gott sei Dank im Bundesvorstand. Lieber Peter
Hintze, für das, was Sie als Generalsekretär für uns alle geleistet haben, gebührt Ihnen auch am
Ende dieses Parteitags noch einmal ein herzliches Wort des Dankes.

(Beifall)

Dann haben Christoph Bergner, Manfred Kanther und Klaus Töpfer nicht mehr für das Präsidium
unserer Partei kandidiert – jeder aus unterschiedlichen Gründen, jeder nicht leicht zu ersetzen.
Jeder der drei, Christoph Bergner, Manfred Kanther, Klaus Töpfer, wird uns im Präsidium der Par-
tei fehlen. Alle drei waren in ihrem Einsatz für unsere Partei vorbildlich. Allen drei herzlichen Dank
und auf weitere gute Zusammenarbeit!

(Beifall)
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Ich möchte in diesen Dank Rita Süssmuth einbeziehen, die dem Präsidium unserer Partei als
Bundestagspräsidentin kraft Amtes angehört hat.

(Beifall)

Wir haben heute mittag die Frage diskutiert: Ist es richtig, daß für bestimmte Ämter nur so vie-
le kandidieren, wie Positionen zu besetzen sind? Das ist zu Recht kritisiert worden; richtig.
Aber wenn mehr kandidieren, als zu wählen sind, ist es immer auch so, daß nicht alle, obwohl
alle hervorragend sind, gewählt werden können. Trotzdem bleibt es in dieser Stunde richtig
und notwendig, Rita Süssmuth für die großartige Arbeit, die sie für unsere Partei und unser
Land als Mitglied der Bundesregierung wie als Bundestagspräsidentin geleistet hat, herzlich
zu danken. Sie wird auch weiterhin in unserer Partei mitmachen. Sie gehört dem Bundesvor-
stand an; sie ist Vorsitzende unserer Frauenvereinigung. Aber ich denke, wir sollten ihr in die-
ser Stunde ein Wort des Dankes und der Solidarität sagen.

(Beifall)

Ich möchte auch die Bundesvorstandsmitglieder, die nicht mehr kandidiert haben oder nicht
gewählt worden sind, dankbar erwähnen: Klaus Escher, Marion Fischer, Johannes Gerster,
Renate Hellwig, Ottfried Hennig, Rupert Scholz, Alexander Graf von Schwerin, Berndt Seite
und Cornelia Yzer. Ich hoffe von allen, daß sie weiter mitmachen. Ich möchte allen ein herzli-
ches Wort des Dankes sagen für das, was sie im Bundesvorstand für uns und unsere Partei in
den zurückliegenden Jahren geleistet haben.

(Beifall)

Dann möchte ich Ihnen, den Delegierten, ein Wort des Dankes sagen. Es war warm hier drin,
es war eng, es war laut. Die Wahlen brauchen ihre Zeit. Das alles ist anstrengend. Es ist
Samstag abend, jetzt ist es 20.35 Uhr. Das ist aller Ehren wert. Wir sind eine tolle Partei. Eine
Partei, die sechs Wochen nach einer solchen Wahl solche Delegierten auf einem Parteitag hat
mit solchem Engagement und solcher Disziplin, das ist schon toll. 

Allen, die in die neue Führung der Partei gewählt worden sind – bei mir selber angefangen; ich gra-
tuliere mir auch –, der Generalsekretärin, den stellvertretenden Vorsitzenden, den Präsidiums-
mitgliedern, dem Schatzmeister und den Bundesvorstandsmitgliedern, herzlichen Glückwunsch!
Aber auch herzlichen Dank Ihnen allen – für alle – für das Vertrauen, das Sie uns ausgesprochen
haben. Ich sage noch einmal: Wir werden uns Mühe geben, dieses Vertrauen  zu rechtfertigen.

Wenn Sie alle mithelfen, liebe Freunde, werden wir es auch packen. Ich mache mir überhaupt
keine Illusion. Es ist ein großer Einschnitt; wir haben darüber gesprochen. Wir haben schwie-
rige Aufgaben vor uns. Aber, liebe Freunde, wir haben die sechs Wochen seit der Bundes-
tagswahl auch ganz gut gemeistert. 

Dieser Bundesparteitag heute war ein guter Parteitag. Er ist nicht in Resignation und Defätis-
mus über die Bühne gegangen, sondern mit Problembewußtsein und mit der Bereitschaft, die
Konsequenzen zu erörtern. 

Und jetzt, liebe Freunde, machen wir uns auf den Weg in die Orts– und Kreisverbände, in die
Bezirks– und Landesverbände! Jetzt gehen wir nach Hessen und helfen unseren hessischen
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Freunden, den Landtagswahlkampf zu führen, damit Hessen eine bessere Regierung be-
kommt und Roland Koch Ministerpräsident wird. 

(Beifall)

Dann machen wir im April 1999 in Erfurt einen Parteitag, auf dem wir in der ganzen Breite dar-
über diskutieren werden, wie wir aus unseren Grundsätzen und Grundwerten heraus mitein-
ander die Antworten für eine moderne Welt geben. Lassen Sie uns möglichst in großer Breite
auf allen Ebenen diesen Parteitag vorbereiten und viele Initiativen und Ideen auf diesem Par-
teitag einbringen, verabschieden und weitertragen, damit es eine lebendige Diskussion wird
und die Menschen sehen: Die Union hat die besseren Antworten für die Zukunft unseres Lan-
des.

Liebe Freunde, in diesem Sinne beenden wir diesen Parteitag und brechen auf in ein neues,
schwieriges, aber erfolgreiches Kapitel in der Geschichte der Union. 

Wir schließen diesen Parteitag mit dem Lied der Deutschen, das ausdrückt, wofür wir stehen
und wofür wir arbeiten: für Einigkeit und Recht und Freiheit für unser deutsches Vaterland.

(Beifall – die Anwesenden erheben sich und singen die Nationalhymne)

(Schluß: 20.40 Uhr)

136



A N H A N G

Beschlußprotokoll

des 11. Parteitages der CDU Deutschlands

am 7. November 1998 in Bonn

Tagesordnung:

1. Eröffnung und Begrüßung

2. Wahl des Tagungspräsidiums

3. Beschlußfassung über die Tagesordnung

4. Bestätigung der Antragskommission

5. Wahl der Mandatsprüfungskommission

6. Wahl der Stimmzählkommission

7. Abgabe der satzungsgemäß erforderlichen Berichte:

7.1 Bericht des Vorsitzenden der CDU Deutschlands

7.2 Wahl des Ehrenvorsitzenden

7.3 Bericht der Bundesschatzmeisterin der CDU Deutschlands

Vorlage des Rechenschaftsberichts 1996 gemäß § 23 Abs. 2 Parteiengesetz

7.4 Bericht des Generalsekretärs der CDU Deutschlands

7.5 Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

7.6 Bericht des Vorsitzenden der CDU/CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion des 
Europäischen Parlaments

8. Aussprache zu den Berichten

9. Bericht der Mandatsprüfungskommission

10. Bericht der Rechnungsprüfer

11. Entlastung des Bundesvorstandes

12. Wahl des Bundesvorstandes

12.1 Wahl des Vorsitzenden

12.2 Wahl des Generalsekretärs

12.3 Wahl der 4 Stellvertretenden Vorsitzenden
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12.4 Wahl des Bundesschatzmeisters

12.5 Wahl der 7 weiteren Mitglieder des Präsidiums

12.6 Wahl der 26 weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes

Grußwort des Vorsitzenden der
Christlich-Sozialen Union in Bayern,
Bundesminister a.D. Dr. Theo Waigel MdB

13. Wahl der 3 Rechnungsprüfer

14. Wahl der Delegierten und Stellvertretenden Delegierten zum XIII. EVP-Kongreß in
Brüssel

15. Wahl der CDU-Mitglieder und Stellvertretenden Mitglieder für den Vorstand der Eu-
ropäischen Volkspartei (EVP)

16. Sonstige Anträge

17. Schlußwort des Vorsitzenden der CDU Deutschlands

Zu TOP 2: Folgendes Tagungspräsidium wurde nach Eröffnung des Parteitages am
07.11.1998 in offener Abstimmung ohne Gegenstimmen und ohne Enthal-
tungen einstimmig gewählt:

Tagungspräsident: Dr. Norbert Blüm MdB
Vorsitzender des 
Landesverbandes 
Nordrhein-Westfalen

Beisitzer:

Johanna Arenhövel MdL Landesverband Thüringen

Dr. Christoph Bergner MdL Landesverband Sachsen-Anhalt

Ole von Beust MdHB Landesverband Hamburg

Dr. Maria Böhmer MdB Landesverband Rheinland-Pfalz

Christoph Böhr MdL Landesverband Rheinland-Pfalz
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Jochen Borchert MdB Evangelischer Arbeitskreis

Manfred Carstens MdB Landesverband Oldenbur

Klaus Escher Junge Union

Dirk Fischer MdB Landesverband Hamburg

Angelika Gemkow MdL Christlich Demokratische
Arbeitnehmerschaft

Peter Götz MdB Kommunalpolitische Vereinigung

Martin Habermann MdL Landesverband Brandenburg

Dr. Fritz Hähle MdL Landesverband Sachsen

Dr. Renate Hellwig Landesverband Baden-Württemberg

Irmgard Karwatzki MdB Landesverband Nordrhein-Westfalen

Volker Kauder MdB Landesverband Baden-Württemberg

Martin Kayenburg MdL Landesverband Schleswig-Holstein

Roland Koch MdL Landesverband Hessen

Klaus-Rüdiger Landowsky MdA Landesverband Berlin

Christine Lieberknecht MdL Landesverband Thüringen

Dr. Helmut Linssen MdL Landesverband Nordrhein-Westfalen

Peter Müller MdL Landesverband Saar

Bernd Neumann MdB Landesverband Bremen

Hartmut Perschau Landesverband Bremen

Prof.Dr. Hans-Gert Pöttering MdEP CDU in Niedersachsen

Peter Rauen MdB Mittelstands- und Wirtschaftsvereini-
gung

Prof. Dr. Günter Rinsche MdEP Landesverband Nordrhein-Westfalen

Heinrich Wilhelm Ronsöhr MdB Landesverband Braunschweig

Petra Roth Landesverband Hessen

Helmut Sauer Ost- und Mitteldeutsche 
Vereinigung

Bärbel Sothmann MdB Frauen-Union

Steffi Schnoor MdL Mecklenburg-Vorpommern
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Dr. Bernhard Worms Senioren-Union

Elke Wülfing MdB Landesverband Nordrhein-Westfalen

Christian Wulff MdL CDU in Niedersachsen

Cornelia Yzer Landesverband Nordrhein-Westfalen

Zu TOP 3: Die eingangs wiedergegebene Tagesordnung wurde in offener Abstim-
mung ohne Gegenstimmen und ohne Enthaltungen einstimmig angenom-
men.

Zu TOP 4: Die vom Bundesvorstand gemäß § 10 (3) GO-CDU eingesetzte Antrags-
kommission wurde in offener Abstimmung einstimmig ohne Gegenstimmen
und ohne Enthaltungen wie folgt bestätigt:

Vorsitzender: Peter Hintze MdB

Stellv. Vorsitzender: Christian Dürig

Weitere Mitglieder: Dr. Maria Böhmer MdB

Jochen Borchert MdB

Rainer Eppelmann MdB

Klaus Escher

Anke Eymer MdB

Marion Fischer MdL

Anne-Karin Glase MdEP

Peter Götz MdB

Volker Kauder MdB

Christian Köckert MdL

Fabian Magerl

Dr. Angela Merkel MdB

Peter Müller MdL

Dr. Dieter Murmann

Peter Harald Rauen MdB

Herbert Reul MdL
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Hannelore Rönsch MdB

Helmut Sauer

Birgit Schnieber-Jastram MdB

Rudolf Seiters MdB

Ulrike Schreiber MdBB

Prof. Dr. Rita Süssmuth MdB

Arnold Vaatz MdB

Annette Widmann-Mauz MdB

Dr. Bernhard Worms

Zu TOP 5: In die Mandatsprüfungskommission wurden in offener Abstimmung ohne
Gegenstimmen und ohne Enthaltungen einstimmig gewählt:

Vorsitzender: Erhard Hackler
Landesgeschäftsführer des
Landesverbandes 
Nordrhein-Westfalen

Beisitzer: Mario Faßbender
Landesgeschäftsführer des
Landesverbandes Brandenburg

Frieder Fundis
Bezirksgeschäftsführer des
Bezirksverbandes 
Nord-Württemberg

Bernd Reisener
Landesgeschäftsführer des
Landesverbandes Sachsen-Anhalt

Siegbert Seitz
Landesgeschäftsführer des
Landesverbandes Hessen
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Waltraud Wannhoff
Landesgeschäftsführerin des
Landesverbandes Braunschweig

Friedrich Claudius Schlumberger
Leiter der Hauptabteilung Organisa
tion der Bundesgeschäftsstelle

Zu TOP 6: In die Stimmzählkommission wurden in offener Abstimmung ohne Ge-
genstimmen und ohne Enthaltungen einstimmig gewählt:

Vorsitzender: Ulf Leisner
Bundesgeschäftsstelle

Stellv. Vorsitzende: Hans-Joachim Woelke
CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag

Bernhard Albrecht
Kreisgeschäftsführer Bonn

Beisitzer:

Adams, Winfried Kreisgeschäftsführer Vogelsberg

Ahus, Margit Kreisgeschäftsstelle Oberbergischer 
Kreis

Andresen, Carl Kreisgeschäftsführer 
Schleswig-Flensburg

Assmann, Werner Bundesgeschäftsstelle

Bednorz, Dieter Landesgeschäftsstelle
Sachsen-Anhalt

Bender, Hans Kreisgeschäftsführer
Siegen-Wittgenstein

Benning, Hubert Kreisgeschäftsführer Ludwigshafen

Blum, Wolfgang Bundesgeschäftsstelle
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Bockolt, Olaf Kreisgeschäftsführer 
Rendsburg-Eckernförde

Borgwardt, Siegfried Kreisgeschäftsführer Wittenberg

Ehm, Lothar Kreisgeschäftsführer Dessau

Engberding, Heinz-Jürgen Kreisgeschäftsführer 
Neustadt/Bad Dürkheim/Speyer

Fabritzius, Helga Bundesgeschäftsstelle

Fassbender, Sabine Bundesgeschäftsstelle

Fernbach, Martin Bundesgeschäftsstelle

Frielingsdorf, Konrad Kreisgeschäftsführer 
Oberbergischer Kreis

Funnemann, Klaus Kreisgeschäftsführer Höxter

Gliedner-Simon, Dr. Adelheid Bundesgeschäftsstelle

Göttlicher, Heike Kreisgeschäftsführerin Ludwigsburg

Hansen, Petra Bundesgeschäftsstelle

Haßler, Dietmar Kreisgeschäftsführer Dresden

Häusler, Gerhard Kreisgeschäftsführer Magdeburg

Heide, Birgit Bundesgeschäftsstelle

Heinemann, Mathias Bundesgeschäftsstelle

Hennemuth, Wilfried Kreisgeschäftsführer Rottweil

Henseler, Peter Bundesgeschäftsstelle

Herrmann, Victor Bundesgeschäftsstelle

Hilger, Monika Bundesgeschäftsstelle

Hollburg, Rainer Kreisgeschäftsführer Lörrach

Holtmannspötter, Paul Kreisgeschäftsführer Gütersloh

Hönow, Erich Kreisgeschäftsführer Teltow-Fläming

Johne, Andreas Kreisgeschäftsführer Löbau-Zittau

Kamperdick, Udo Kreisgeschäftsführer Bottrop

Kutsch, Brigitte Kreisverband Bonn

Landau, Ursula Kreisgeschäftsführerin Lahn-Dill
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Luckey, Manfred Kreisgeschäftsführer Lippe

Lüders, Birgit Bundesgeschäftsstelle

Lüth, Frank-Christian Kreisgeschäftsführer Frankfurt (Oder)

Nadler, Rudolf Kreisgeschäftsführer Emmendingen

Nowaczyk, Peter Kreisgeschäftsführer Gelsenkirchen

Nürnberger-Meyerhoff, Cl. Bundesgeschäftsstelle

Opdenhövel, Dr. Patrick Bundesgeschäftsstelle

Pilot, Heidemarie Kreisgeschäftsführerin 
Aschersleben-Staßfurt

Reichl, Josef Kreisgeschäftsführer Böblingen

Reiss, Waltraud Kreisgeschäftsführerin 
Karlsruhe-Land

Richter, Dieter Kreisgeschäftsführer Elbe-Elster

Samson, Ludger Kreisgeschäftsführer 
Recklinghausen

Scherf, Tobias Kreisgeschäftsführer Kassel-Land

Schmidt, Hasso Kreisgeschäftsführer Leipzig-Stadt

Seehaus, Margit Kreisgeschäftsführerin 
Dahme-Spreewald

Stabel-Franz, Martina Bundesgeschäftsstelle

Stauß, Marianne Kreisgeschäftsführerin Trier-Stadt

Treuer, Hans-Jürgen Kreisgeschäftsführer Baden-Baden

Wannhoff, Waltraut Landesgeschäftsführerin
Braunschweig

Wettenmann, Peter Kreisgeschäftsführer Biberach

Wießel, Bernd Kreisgeschäftsführer 
Altmarkkreis Salzwedel

Wynands, Manfred Kreisgeschäftsführer Kleve

Zeeb, Klaus Kreisgeschäftsführer Esslingen

Zeisig, Mario Kreisgeschäftsführer Halle

Zimmermann, Erich Kreisgeschäftsführer Müritz
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Zu TOP 7: Abgabe der satzungsgemäß erforderlichen Berichte

Zu TOP 7.1: Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands nahm den Bericht des Parteivor-
sitzenden, Bundeskanzler a.D. Dr. Helmut Kohl MdB, zustimmend zur
Kenntnis.

Zu TOP 7.2: Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands wählte in offener Abstimmung ein-
stimmig ohne Gegenstimmen und ohne Enthaltungen Bundeskanzler a.D.
Dr. Helmut Kohl MdB gemäß § 29 Abs. 2 Unterabs. 2 Statut zum Ehren-
vorsitzenden der Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU).

Zu TOP 7.3: Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands nahm den Bericht der Bundes-
schatzmeisterin, Brigitte Baumeister MdB, sowie den gemäß § 23 Abs. 2
Parteiengesetz vorgelegten Rechenschaftsbericht 1996 zustimmend zur
Kenntnis.

Zu TOP 7.4: Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands nahm den Bericht des Generalse-
kretärs, Peter Hintze MdB, zustimmend zur Kenntnis.

Zu TOP 7.5: Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands nahm den Bericht des Vorsitzen-
den der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Dr. Wolfgang
Schäuble MdB, zustimmend zur Kenntnis.

Zu TOP 7.6: Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands nahm den schriftlichen Bericht
des Vorsitzenden der CDU/CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion des Europäi-
schen Parlaments, Prof. Dr. Günter Rinsche MdEP, zustimmend zur Kennt-
nis.

Zu TOP 8: Aussprache zu den Berichten

Zu TOP 9: Bericht der Mandatsprüfungskommission

Die Mandatsprüfungskommission des 11. Parteitages erstattete am 07. No-
vember 1998 folgenden Bericht:

‘ Die Mandatsprüfungskommission hat die Delegiertenmeldungen und die
Unterlagen des Tagungsbüros überprüft.
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Bereits am 21. Oktober diesen Jahres fand eine erste Prüfung in der CDU-
Bundesgeschäftsstelle statt.

Wir konnten dabei feststellen, daß alle Delegierten satzungsgemäß ge-
wählt wurden und zum heutigen Zeitpunkt weniger als 24 Monate im Amt
sind.

Nach § 28 des Statuts der CDU Deutschlands besteht der Parteitag aus
1001 voll stimmberechtigten Delegierten.

Nach Feststellung der Mandatsprüfungskommission waren um 12.00 Uhr
von den 1001 voll stimmberechtigten Delegierten des 11. Parteitages 977
anwesend.

Der 11. Parteitag ist beschlußfähig.

gez. Erhard Hackler
Vorsitzender

gez. Mario Faßbender gez. Frieder Fundis

gez. Bernd Reisener gez. Siegbert Seitz

gez. Waltraud Wannhoff gez. F.C. Schlumberger“

Zu TOP 10: Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands nahm den mündlichen Bericht
der Rechnungsprüfer zustimmend zur Kenntnis.

Zu TOP 11: Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands erteilte dem Bundesvorstand auf
Antrag der Rechnungsprüfer in offener Abstimmung einstimmig Entla-
stung für die Rechnungsjahre 1995 und 1996. Die Mitglieder des Bundes-
vorstandes haben sich an der Abstimmung nicht beteiligt.

Zu TOP 12: Wahl des Bundesvorstandes

Zu TOP 12.1: Wahl des Bundesvorsitzenden

Es wurde gewählt:

Dr. Wolfgang Schäuble MdB

Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen: 953

Ungültig: 2
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Enthaltungen: 23

Gültige Stimmen: 928

Zur Wahl erforderliche Mehrheit: 465

Ja: 872

Nein: 56

Zu TOP 12.2: Wahl des Generalsekretärs:

Es wurde gewählt:

Dr. Angela Merkel MdB

Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen: 968

Ungültig: 1

Enthaltungen: 25

Gültige Stimmen: 942

Zur Wahl erforderliche Mehrheit: 472

Ja: 874

Nein: 68

Zu TOP 12.3: Wahl der 4 Stellvertretenden Vorsitzenden

Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen: 952

Ungültig: 4

Enthaltungen: ——-

Gültige Stimmen: 948

Zur Wahl erforderliche Mehrheit: 475

Es wurden gewählt:

Dr. Annette Schavan 842

Volker Rühe MdB 776

Christian Wulff MdL 744
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Dr. Norbert Blüm MdB 571

Danach wurden im ersten Wahlgang 4 Stellvertretende Vorsitzende ge-
wählt, darunter eine Frau. Somit ist das Frauenquorum erreicht.

Zu TOP 12.4: Wahl des Bundesschatzmeisters

Es wurde gewählt:

Matthias Wissmann MdB

Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen: 756

Ungültig: ——-

Enthaltungen: 24

Gültige Stimmen: 732

Zur Wahl erforderliche Mehrheit: 367

Ja: 688

Nein: 44

Zu TOP 12.5: Wahl der weiteren 7 Mitglieder des Präsidiums

Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen: 969

Ungültig: 4

Enthaltungen: 1

Gültige Stimmen: 964

Zur Wahl erforderliche Mehrheit: 483

Die Kandidaten erhielten folgende Stimmen:

1. Roland Koch MdL 840

2. Arnold Vaatz MdB 752

3. Christa Thoben 668

4. Peter Müller MdL 474

5. Claudia Nolte MdB 471

6. Peter Rauen MdB 462

7. Rainer Eppelmann MdB 454
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8. Prof. Dr. Rita Süßmuth MdB 439

9. Dr. Maria Böhmer MdB 436

10. Klaus Escher 204

Danach sind als Mitglieder des Präsidiums im 1. Wahlgang gewählt:

1. Roland Koch MdL

2. Arnold Vaatz MdB

3. Christa Thoben

Es wurde eine Stichwahl zwischen folgenden Kandidaten erforderlich:

Dr. Maria Böhmer MdB

Rainer Eppelmann MdB

Peter Müller MdL

Claudia Nolte MdB

Peter Rauen MdB

Prof. Dr. Rita Süssmuth MdB

Die Stichwahl hatte folgendes Ergebnis:

Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen: 872

Ungültig: ——-

Enthaltungen: ——-

Gültige Stimmen: 872

Zur Wahl erforderliche Mehrheit: 437

Die Kandidaten erhielten folgende Stimmen:

149



1. Peter Müller MdL 509

2. Peter Rauen MdB 490

3. Rainer Eppelmann MdB 453

4. Claudia Nolte MdB 437

5. Prof. Dr. Rita Süssmuth MdB 383

6. Dr. Maria Böhmer MdB 350

Danach sind als Mitglieder des Präsidiums im 2. Wahlgang gewählt:

1. Peter Müller MdL

2. Peter Rauen MdB

3. Rainer Eppelmann MdB

4. Claudia Nolte MdB

Danach wurden insgesamt 7 weitere Mitglieder des Präsidiums gewählt,
darunter 2 Frauen. Somit ist das Frauenquorum erreicht.

Wahlergebnis der nichtgewählten Kandidaten:

Dr. Rita Süssmuth 383

Dr. Maria Böhmer MdB 350

Zu TOP 12.6: Wahl der weiteren 26 Mitglieder des Bundesvorstandes

Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen: 912

Ungültig: 10

Enthaltungen: ——-

Gültige Stimmen: 902

Zur Wahl erforderliche Mehrheit: 452
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Es wurden folgende Stimmen abgegeben für:

1. Dr. Bernhard Vogel MdL 834

2. Brigitte Baumeister MdB 830

3. Eberhard Diepgen MdA 768

4. Friedrich Merz MdB 760

5. Hans-Peter Repnik MdB 755

6. Otti Geschka 750

7. Dr. Jürgen Rüttgers MdB 740

8. Dr. Godelieve Quisthoudt-Rowohl MdEP 734

9. Christine Lieberknecht MdL 733

10. Rita Pawelski MdL 728

11. Dr. Maria Böhmer MdB 708

12. Anne-Karin Glase MdEP 708

13. Hildegard Müller 698

14. Ole von Beust MdHB 694

15. Andreas Renner 664

16. Maria Michalk 663

17. Peter Hintze MdB 660

18. Dr. Yvonne Kempen 655

19. Dr. Heiner Geißler MdB 643

20. Dr. Helmut Linssen MdL 641

21. Hermann-Josef Arentz MdL 629

22. Dr. Franz-Josef Jung MdL 613

23. Prof. Dr. Otto Wulff 596

24. Reimer Böge MdEP 578

25. Eckhardt Rehberg MdL 552

26. Thomas Leimbach 499
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Danach wurden im 1. Wahlgang insgesamt 26 weitere Mitglieder des Bun-
desvorstandes gewählt, darunter 10 Frauen. Somit ist das Frauenquorum
erreicht.

Wahlergebnis der nichtgewählten Kandidaten:

Elke Holzapfel 471

Dr. Uwe Lehmann-Brauns 471

Cornelia Yzer 451

Zu TOP 13: Wahl der Rechnungsprüfer

Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands wählte in offener Abstimmung ein-
stimmig ohne Gegenstimmen und ohne Enthaltungen zu Rechnungsprü-
fern für die Jahre 1999 bis 2002

Bärbel Kleedehn MdL

Dr. Franz Möller

Ferdinand Tillmann

Zu TOP 14: Wahl der Delegierten und Stellvertretenden Delegierten zum XIII. EVP-
Kongreß in Brüssel

Es wurden in offener Abstimmung einstimmig ohne Gegenstimmen und oh-
ne Enthaltungen gewählt:

Landesverband: Delegierte: Ersatzdelegierte:

Baden-Württemberg Camilla Simon Edith Grupp

Heribert Rech MdL Christos Lemonidis

Susanne Verweyen-Emmrich Frieder Fundis

Berlin Ingo Schmitt —-
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Brandenburg Martin Habermann MdL Martin Stock

Bremen Bernd Neumann MdB Michael Teiser

Hamburg Dr. Georg Jarzembowski MdEP —-

Hessen Michael Gahler Prof. Dr. Daniela Birkenfeld

Dr. Albrecht Magen Antonio Costanzo

Christoph Eggers Dorothee Diehl

Mecklenburg-Vorp. Kristin Vorpahl Andreas Lange

Niedersachsen Prof. Dr. Dr. Hans-Peter Mayer Friedhelm Biestmann MdL

Rolf Reinemann Ewa Klamt

Traute Grundmann MdL Heinz Rolfes MdL

Nordrhein-Westfalen Ilka Keller MdL Jürgen Wahl

Prof. Dr. Horst Posdorf MdL Erhard Hackler

Lothar Hegemann MdL —-

Ruth Hieronymi MdL —-

Rheinland-Pfalz Dr. Jürgen Hartmann Xaver Jung

Kurt Lechner —-

Ulla Schmidt MdL —-

Saarland Monika Beck MdL Hanno Thewes

Peter Altmaier MdB Karl Rauber MdL

Sachsen Frank Wetzel Raimund Köhnen

Prof. Thomas Thomaschke Christian Leßmann

Sachsen-Anhalt Eva-Maria Henkel-Wybrands Karsten Knolle

Schleswig-Holstein Peter Lehnert MdL Christian von Bötticher

Dr. Johann Wadephul Bärbel Schulz

Thüringen Bernd Wolf MdL —-

Fritz Schröter MdL —-
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Zu TOP 15: Wahl der CDU-Mitglieder für den Vorstand der Europäischen Volks-
partei (EVP)

Es wurden in offener Abstimmung bei 1 Gegenstimme und ohne Enthaltun-
gen gewählt:

15 Ordentliche Mitglieder:

Dr. Christoph Bergner MdL

Elmar Brok MdEP

Ursula Heinen MdB

Dr. Renate Hellwig

Dr. Ottfried Hennig

Peter Hintze MdB

Dr. Egon Klepsch

Horst Langes

Prof. Dr. Gerd Langguth

Christine Lieberknecht MdL

Dr. Angela Merkel MdB

Doris Pack MdEP

Dr. Godelieve Quisthoudt-Rowohl MdEP

Prof. Dr. Rita Süssmuth MdB

Stanislaw Tillich MdEP

15 Stellvertretende Mitglieder:

Andreas von Gehlen

Dr. Guido Herz

Ruth Hieronymi MdL

Peter Kittelmann MdEP
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Maria Michalk

Hildegard Müller

Hartmut Nassauer MdEP

Markus Pösentrup

Dr. Gero Pfennig

Franz-Josef Reuter

Peter Scheib

Dr. Andreas Schockenhoff MdB

Reinhard Stuth

Frank Wetzel

Annette Widmann-Mauz MdB

Danach wurden im ersten Wahlgang insgesamt 30 Mitglieder für den Vor-
stand der Europäischen Volkspartei (EVP) gewählt, darunter 11 Frauen.
Somit wurde das Frauenquorum erreicht.

Zu TOP 16: Sonstige Anträge

Der 11. Parteitag der CDU Deutschlands faßte über die Sonstigen Anträge
folgende Beschlüsse:

(Der Wortlaut der Anträge Nr. 1 bis Nr. 3 und des Initiativantrages Nr. 1 ist in
der „Sammlung der Anträge“ abgedruckt.)

Nr. 1 Überweisung an die Bundesfinanzkommission

Nr. 2 Überweisung an die CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Nr. 3 Überweisung an den Bundesvorstand

Initiativantrag Nr. 1 Annahme

Die satzungsmäßig erforderliche Mehrheit wurde jeweils erreicht.

Die endgültige Fassung des angenommenen Initiativantrags Nr. 1 ergibt sich
aus dem Anhang zur Niederschrift des 11. Parteitages der CDU Deutschlands.

Zu TOP 17: Schlußwort des Vorsitzenden der CDU Deutschlands
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Beschluß

In den vom CDU-Bundesvorstand geplanten Parteitag im April 1999 werden aus verschie-
densten Bereichen gesellschaftliche Gruppen und Persönlichkeiten zur Diskussion und Mit-
beratung eingeladen. Dieser Parteitag soll für die CDU ein Parteitag des Zuhörens und der
Standortbestimmung sein. Die Beratungen auf diesem Parteitag sollen den Grundstein dafür
legen, das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger zurückzuerhalten, um so die Bundestags-
wahl 2002 zu gewinnen.

156



Bericht des Vorsitzenden

der CDU/CSU-Gruppe in der EVP-Fraktion

des Europäischen Parlaments,

Prof. Dr. Günter Rinsche MdEP

Am 22. Oktober hat das Europäische Parlament den Haushalt der Europäischen Union für
1999 in erster Lesung verabschiedet. Mit diesem Etat verfügt die EU für 1999 über ein Aus-
gabenvolumen von 85,817 Milliarden Euro (rd. 170 Mrd. DM). Die vereinbarte Eigenmit-
telobergrenze, bis zu der das EU-Budget maximal ansteigen darf, ist 1,27 % des Bruttosozial-
produkts. In Anspruch genommen wird 1,12 % des BSP der EU. Dies bedeutet, daß rd. 9 Mrd.
Euro (rd. 18 Mrd. DM) weniger ausgegeben werden sollen als die beim EU-Gipfel von Edin-
burgh vereinbarte Ausgabensumme.

Erfordernisse des EU-Haushalts 1999

Diese fundierte Kritik der CDU/CSU im Europäischen Parlament erhält eine neue Dimension
und eine erweiterte Aktualität durch politische Tendenzen und Absichtserklärungen, die beim
informellen Gipfeltreffen der EU in Pörtschach erkennbar wurden. Diesem EU-Gipfel am 24.
und 25. Oktober war ursprünglich die Aufgabe gestellt, die von Helmut Kohl und Jacques 
Chirac eingebrachte Initiative zur Förderung von Transparenz und Bürgernähe der europäi-
schen Politik und zur Stärkung des Subsidiaritätsprinzips voranzubringen. Nach den Aussa-
gen von Teilnehmern und Beobachtern ist diese Zielsetzung nunmehr um 180 Grad gewen-
det worden. So erklärte der Generalsekretär des Europäischen Gewerkschaftsbundes Emilio
Gabaglio am 26.10. in Brüssel, er habe eine „veränderte Haltung“, einen „Richtungswechsel“
in den Erklärungen der Staats- und Regierungschefs wahrgenommen. In einem Kommentar
über den Gipfel in Pörtschach schreibt Dirk Müller-Thederan: „Der Druck auf die EZB und die
nationalen Notenbanken wird damit in den nächsten Wochen stark zunehmen. An Duisenberg
und seinen Kollegen, allen voran Bundesbankpräsident Hans Tietmeyer dürfte es dann sein,
die Politiker auf ihre Schranken bzw. auf ihre eigentlichen Aufgaben hinzuweisen: Strukturel-
le Mängel, Staatsdefiziteund Regulierungswut als eigentlche Hindernisse für mehr Wachstum
und Beschäftigung zu beseitigen.“

Das - von Rudolf Scharping vollmundig angekündigte - „sozialdemokratische Zeitalter Euro-
pas“ wirft erste Schatten auf die Stabilität des Euro, die Solidität der öffentlichen Finanzen und
die Produktivität der europäischen Wirtschaft.

Vor drei Jahren hatte Otmar Issing, jetzt Vizepräsident der Europäischen Zentralbank, vor den
Gefährdungen gewarnt, die sich aus der Diskrepanz zwischen der Integration auf dem Gebiet
der Währung und dem der allgemeinen Politik ergeben können. Wörtlich sagte Prof. Issing am
3.7.1995 in Neu-Isenburg/Frankfurt: „Entscheidend ist in diesem Zusammenhang eine Fi-
nanzverfassung der Union, die fiskalisches Fehlverhalten auf der Ebene der Gemeinschaft
wie jener der Mitgliedstaaten als politische Option für die Zukunft dauerhaft ausschließt.“
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Seit dem 27. September verdient diee Warnung einer anerkannten Autorität der Geld- und Fi-
nanzpolitik die Aufmerksamkeit aller verantwortungsfähigen Europäer. Die CDU/CSU-Abge-
ordneten und die Fraktionen der politischen Mitte im Europäischen Parlament haben die
schwierige, aber unverzichtbare Aufgabe, mit dafür zu sorgen, daß die zu erwartenden Schä-
den einer ideologisch geprägten rot-grünen Politik in Grenzen gehalten werden. Auch unter
diesen Aspekten kommt der Europawahl am 13. Juni 1999 eine weitreichende Bedeutung zu.

Ein Europäisches Parlament mit einer Mehrheit der politischen Mitte kann und  muß dann zur
Hüterin der Verträge von Maastricht und Amsterdam werden.

Europäische Beschäftigungspolitik - ideologisch oder realistisch?

Von Helmut Schmidt, Vorbild von Gerhard Schröder, stammt das Programm: „5 % Inflation sind
besser als 5 % Arbeitslosigkeit“. Die Wirtschaftsgeschichte kennt zahlreiche Beispiele dafür,
daß Inflation die Arbeitslosigkeit nicht verhindert, sondern fördert. Aber hier gilt die sarkastische
Feststellung: Aus der Geschichte lernt man, daß man aus der Geschichte nicht lernt.

Die zweifellos großen Wahlerfolge der Sozialisten und Sozialdemokraten in der Europäischen
Union haben eine Euphorie in ihren Reiehn hervorgerufen, die Realitätsverlust zur Folge hat.
Der Journalist Adrian Zielcke schreibt: „Der Erfolg der Linken gründet sich auch auf die Sehn-
sucht nach ökonomischer Sicherheit, nach mehr Arbeitsplätzen, nach sozialer Gerechtigkeit.
Deshalb wird jetzt wieder der ‘Dritte Weg’ gesucht, den bisher noch niemand gefunden hat.“

Der neue Zauberschlüssel für die Tür zum Paradies der Werktätigen heißt „Europäische Beschäf-
tigungsprogramme“. Die Europäische Kommission hat - in vorauseilendem Gehorsam und in ge-
konnter opportunistischer Anpassung an neue Macht- und Mehrheitsverhältnisse - die Ankündi-
gung von Gehard Schröder vorweggenommen, der als sein Hauptziel einen „Europäischen Be-
schäftigungspakt“ nennt. Die EU-Kommission begrüßt in ihrem „Gemeinsamen Beschäftigungs-
bericht 1998“ die Forderung von Schröder, in die beschäftigungspolitischen Leitlinien der EU
„verbindliche und nachprüfbare Ziele“ zum Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit aufzunehmen.
Verbale Erklärungen über „verbindliche“ Ziele garantieren leider noch keine Zielverwirklichung,
machen aber deutlich, daß der Irrglaube an die Allmacht von Staat und Politik wieder mehr An-
hänger in Europa hat.

Die CDU/CSU-Abgeordneten setzen sich mit Ideen, aber ohne Idelogien und Illusionen, für ei-
ne realistische Beschäftigungspolitik ein. In diesem Sinne haben wir auch die Initiativen und
Vorschläge des Luxemburger Gipfels begrüßt und unterstützt. Flächendeckende europäi-
sche Beschäftigungsprogramme lehnen wir ab, da sie im Ganzen nicht finanzierbar sind und
ihre Durchführung in Teilbereichen kontraproduktiv wäre.

Folgende Zahlen müssen in die Rechnung eingesetzt werden:

- Rund 20 Millionen Arbeitslose in der EU

- Rund 18 Millionen Klein- und Mittelunternehmen in der EU

- Rund 30 Millionen Beschäftigte in der „Schattenwirtschaft“.
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Wollte man für nur 25 % der Arbeitslosen eine europäisch finanzierte Subventionierung der
Arbeitsbeschaffung (ABM, „zweiter Arbeitsmarkt“ usw.) einführen und dabei einen Netto-Sub-
ventionsbedarf von 1.500 Euro pro Arbeitsplatz im Monat kalkulieren, so ergäbe sich ein Fi-
nanzierungsbedarf von 90 Mrd. Euro im Jahr, d.h.: Das Haushaltsvolumen und damit die Ein-
nahmen der EU müßten um das Doppelte steigen. Schon diese vereinfacht Modellrechnung
zeigt die Realitätsferne aller flächendeckenden europäischen Beschäftigungsprogramme.

Nach Auffassung der CDU/CSU-Abgeordneten in der EVP-Fraktion sind die erfolgversprechen-
den Wirkkräfte für die Schaffung von wettbewerbsfähigen, werteschaffenden und sich selbst fi-
nanzierenden Arbeitsplätzen in einer marktwirtschaftlich orientierten Mittelstandspolitik und in
solchen Anreizsystemen zu finden, mit denen die Beschäftigten in der Schattenwirtschaft veran-
laßt und in die Lage versetzt werden, in den normalen Arbeits- und Unternehmensmarkt zurück-
zukehren.

Öffentlich finanzierte Beschäftigungsprogramme, die unweigerlich auch zu einer höheren Bela-
stung des Mittelstandes, zu weiteren Bürokratiekosten und schleichender Geldentwertung
führen, behindern und verhindern eine realistische und erfolgversprechende Arbeitsplatzpolitik.
Die Devise „verteile und herrsche!“ funktioniert nicht, wenn nichts mehr zum Verteilen da ist.

Im Hinblick auf die europäische Integration ist die folgende Problematik beachtenswert: Da
flächendeckende europäische Beschäftigungsprogramme nicht zu finanzieren sind - auch La-
fontaine will die deutschen „Nettozahlungen“ senken und nicht erhöhen -, werden die linken
Regierungen versuchen, ihre Wahlversprechen durch nationale Programme und Maßnah-
men zu erfüllen. Die erstrebte Koordinierung dieser Vorhaben wird dann scheitern, wenn die
zunehmende internationale Konkurrenz zu einer Renaissance des Protektionismus und der
Beggar-my-neighbor-Politik der 30er Jahre führt und die „sozialistische Solidarität“ zwar in se-
mantischer Einheit, nicht aber in gemeinsamer Handlungsfähigkeit wirksam wird. Schon be-
dingt durch unterschiedliche nationale Wahltermine entstehen hier integrationsbremsende
Tendenzen, die zum Kennzeichen des „sozialdemokratischen Zeitalters in Europa“ werden
können.

Zudem enthalten die neuen Rahmenbedingungen der distributiven und regulativen Politik in
Europa gefährliche Konfliktpotentiale. Beate Kohler-Koch und Markus Jachtenfuchs be-
schreiben in einer neuen Publikation über die „Europäische Integration“ diese Zusammen-
hänge mit folgenden Worten: „Distributive Politiken wie die Verteilung der Gelder der Struk-
turfonds sind daher keineswegs von Konsens, sondern meist von massiven Verteilungskon-
flikten zwischen den Mitgliedstaaten gekennzeichnet.“ Demgegenüber - so urteilen die Wis-
senschaftler - bürdet die regulative Politik zwar den Adressaten beträchtliche Kosten auf, (im
Fall der Luftreinhaltepolitik ging es um mehrstellige Milliardenbeträge), ist aber kostengünstig
für den EU-Haushalt und vermeidet insofern massive Verteilungskonflikte. Einschränkend
stellen die Autoren aber fest: „Dies gilt allerdings nur für wettbewerbsneutrale Maßnahmen.
Wenn eine europäische Vorschrift die Industrien in unterschiedlichem Maße belastet, wird
auch regulative Politik zu Konflikten zwischen den Mitgliedstaaten führen.“

Diese und andere Interessengegensätze werden nicht durch rot-grüne Einigkeitsrhetorik
überwunden werden können. Im Ergebnis wird die sog. neue Politik der Etatisten, staatswirt-
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schaftlichen Expansionen und Neo-Keynesianer Hemmungen und Blockaden der europäi-
schen Integration im Gefolge haben. Im besonderen Maße stört und zerstört diese rot-grüne
Politik den bisherigen Konsens über die ordnungspolitischen Rahmenbedingungen des erfol-
greichen Binnenmarktes sowie der Wirtschafts- und Währungsunion. Die weitgehende Über-
einstimmung der ordnungspolitischen Vorstellungen hat in den 16 Regierungsjahren des eu-
ropäischen Integrators und deutschen Bundeskanzlers Helmut Kohl maßgebend dazu beige-
tragen, daß die Funktions-, Entwicklungs- und Erweiterungsfähigkeit des Binnenmarktes ge-
schaffen und erfolgreich eingesetzt werden konnte.

Sachkenner bezweifeln heute die zukünftige Konsensmöglichkeit in der Ordnungspolitik des
„sozialdemokratischen Zeitalters in Europa“ und verweisen beispielsweise auf die wirt-
schaftspolitischen Diskrepanzen zwischen Tony Blair und Wim Kok auf der einen Seite und
Lafontaine, Trittin, Jospin und D’Alema auf der anderen. Eine ideologisch geprägte, mit Illu-
sionen behaftete Beschäftigungspolitik á la Lafontaine würde zu einem Störfaktor der eu-
ropäischen Integration und damit zur Gefährdung der Zukunftssicherheit in Europa.

Die CDU/CSU-Abgeordneten des Europäischen Parlaments werden alle Möglichkeiten ihrer
parlamentarischen Kompetenzen nutzen, um die Prinzipien und Grundlagen der von Helmut
Kohl wesentlich geprägten Verträge von Maastricht und Amsterdam zu sichern und für eine
realistische und zukunftsreichende Politik nutzbar zu machen.

Globalisierung und europäische Integration

Der Begriff „Globalisierung“ ist zum Schlagwort im politischen Streit geworden. Viele Bürger Eu-
ropas haben eine diffuse Angst vor der Globalisierung. Sie befürchten einen sozialen Abstieg
durch Konkurrenz von außen. Populisten und Gegner des Freihandels nutzen Unmut und Un-
kenntnis, um gegen „Sozialdumping“ und die „Herrschaft des internationalen Kapitals“ zu agie-
ren. Man fordert weltweit gültige Mindeststandards, um Billigeinfuhren aus Entwicklungsländern
zu beschränken. Es ist nicht zu übersehen, daß große Teile der neuen rot-grünen Mehrheiten in
den Mitgliedstaaten der EU die Abschottung vom freien Welthandel für legitim, ein Abbremsen
des technischen Fortschritts für erwägenswert und die „Bändigung“ der Globalisierung durch
weltweite Regulierungen für machbar und wünschenswert halten. Zweifellos müssen auf viele
wichtige Fragen der Globalisierung noch richtige Antworten erarbeitet werden.

Eine Rolle rückwärts in die sozialistische Vergangenheit Europas ist aber ebenso wenig eine
Antwort auf die Herausforderung der Globalisierung wie der Ausbau einer „Festung Europa“
oder die Errichtung von Barrikaden gegen den freien Welthandel und die internationale Zu-
sammenarbeit, z.B. in der Welthandelsorganisation (WTO).

Die CDU/CSU-Abgeordneten des Europäischen Parlaments stimmen Wolfgang Schäuble voll
und ganz zu, wenn er feststellt: „Mehr als je zuvor haben wir seit dem Ende des Ost-West-Kon-
flikts die Möglichkeit, Entwicklungen auf dieser Welt präventiv und konstruktiv zu beeinflussen
- von militärischer Unterstützung für Friedensoperationen über Entwicklungszusammenarbeit
bis zum Wissenstransfer - zu unserem Vorteil, zum Vorteil für andere. Globalisierung bedeutet
nicht nur Globalisierung der Probleme, sondern auch Globalisierung der Lösungen“.
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Erfolgversprechende Europapolitik setzt die unvoreingenommene Wahrnehmung der Wirk-
lichkeit voraus:

Die globale Transparenz (durch mehr als 1 Milliarde Fernsehgeräte, Internet, usw.), die se-
kundenschnelle Kommunikation (durch Nachrichtensatelliten, Fax, E-Mail, usw.), die Raum-
revolution (durch Düsenflugzeuge, Hochgeschwindigkeitszüge, usw.) und die damit verbun-
dene internationale Mobilität ermöglichen einen weltweiten Wettbewerb um Märkte und zur
Gewinnung von fortschrittsfördernden Ressourcen (z.B. kreative und unternehmerische Per-
sonen, know-how, Kapital usw.). Zudem darf nicht übersehen werden, daß seit dem Zusam-
menbruch des sog. „realen Sozialismus“ im Jahre 1990 mehr als 2 Milliarden Menschen neu
in den weltwirtschaftlichen Wettbewerb eingetreten sind und für ihren sozialen Fortschritt hart
arbeiten werden.

Vereinfacht gesagt: die mobilen Menschen werden dorthin streben, das Kapital und die Spar-
gelder werden dorthin fließen, die Investitionen werden dort getätigt und die wettbewerbsfähi-
gen Arbeitsplätze werden dort geschaffen werden, wo die politischen, ökonomischen und
ökologischen Rahmenbedingungen optimal sind. Mit anderen Worten: Es gibt nicht nur einen
weltweiten Wettbewerb in der Wirtschaft; es entstehe auch ein weltweiter Wettbewerb in der
Politik.

Politisches Versagen in diesem Wettbewerb führt zu sozialökonomischen Ausweichreaktio-
nen, Standortverlagerungen oder Fluchtbewegungen, wie

- Wegzug der Talente und Begabungen (braindrain),

- Kapitaltransfer und Kapitalflucht (capital drain),

- innere Emigration, d.h. sozialökonomische Passivität („rent-seeking-society“), bzw.
Flucht in die Schattenwirtschaft (Schwarzarbeit, do-it-yourself, Nischenwirtschaft,
underground-economy).

Die Versuche, sich aus diesem ökonoischen und politischen Wettbewerb auszuklinken, z.B.
durch Abkoppelung vom technischen Fortschritt und durch Abkapselung vom Welthandel,
würden zur Massenarmut führen.

Im Hinblick auf den technischen Fortschritt gilt das Wort „One cannot unlearn“, d.h. man kann
nicht rückwärts lernen. Erfindungen und Entdeckungen kann mannicht zurücknehmen. Die
Abkapselung vom Welthandel ist Anfang der 30er Jahre durch die „Beggar-my-neighbor-Po-
litik“ und den Protektionismus versucht worden. Die Ergebnisse waren Massenarmut und to-
talitäre Kriege.

Die kurzsichtige Politik des nationalen Egoismus konnte ebenso wenig erfolgreich sein wie al-
le bisherigen Versuche, die Früchte der Arbeit von morgen bereits heute zu verzehren. Die
Nachahmung dieser historischen Alternative zum freien Welthandel ist keine Option für die
CDU/CSU-Abgeordneten des Europäischen Parlaments.

Für die deutsche Delegation in der EVP-Fraktion des EP ist die globale Ökonomie kein Null-
summenspiel, bei dem der eine nur auf Kosten des anderen gewinnen kann, sondern vielmehr
eine faszinierende Chance
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- zur nachhaltigen Entwicklung aller Kontinente,

- zur Verbesserung weltweiter Umweltqualität,

- zur opitimalen Wertschöpfung bei minimalem Ressourcenverbrauch,

- zur Vermittlung von Lebenschancen und

- zur globalen Zusammenarbeit bei der Lösung existenzieller Probleme der Mensch-
heit.

Die Nutzung der Globalisierungschancen ist deshalb lebensnotwendig, weil die Alternativen
hierzu Chaos, Anarchie und Völkerwanderungen wären.

Das Deutsche Institut für Entwicklungspolitik kommt in einer neuen Studie zu dem Ergebnis, daß
die Entwicklungsländer durch die WTO von der wirtschaftlichen Globalisierung profitieren wür-
den. Der Chef der WTO Renato Ruggiero forderte: „Die Europäer müssen endlich aus ihrer gei-
stigen Defensive heraus. Sie müssen begreifen, daß Handel per saldo keine Jobs kostet, sondern
welche schafft. Am Ende der 80er Jahre gingen 20 % der Exporte der Industriestaaten in Ent-
wicklungsländer, heute sind es 25 %, im Jahre 2000 werden es 30 % sein. Die Entwicklungslän-
der sind der künftige Wachstumsmotor, und diese Chane muß Europa nutzen.“

Wenn durch die Förderung von Kreativität und Kapitalbildung quantitatives und qualitatives
Wachstum erzielt wird, so kann dadurch die Statik eines Nullsummenspiels überwunden wer-
den. Auf die wohlstandsfördernde Wirkung des internationalen Handels hat der englische
Staatsdenker David Hume bereits vor mehr als 200 Jahren hingewiesen: „Überall, wo unter
Nationaen ein freier Verkehr herrscht, muß die einheimische Wirtschaft einer jeden durch die
Fortschritte der anderen gefördert werden.“

Die Europapolitik der CDU/CSU im Europäischen Parlament hat die Devise: Offenheit nach
vorn, für Fortschritt und Entwicklung, und Offenheit nach außen, für globale Zusammenarbeit.

Die Schlüsselrolle des Europäischen Parlaments an der Schwelle

zum 21. Jahrhundert

Die Europawahl 1999 erhält eine weitreichende und - im Vergleich zu den vier vorhergehenden
Wahlen - außergewöhnliche Bedeutung. Dies ergibt sich aus den in Maastricht und Amsterdam
beachtlich erweiterten Befugnissen und neuen Einflußmöglichkeiten des EP, die vor allem dem
deutschen Bundeskanzler Helmut Kohl zu verdanken sind. Eine Schlüsselstellung und eine er-
höhte Verantwortung gewinnt das Europäische Parlament aber auch durch die neuen parteipoli-
tischen Konstellationen in einigen Mitgliedsländern und damit im Rat der Europäischen Union.

Der rot-grüne Koalitionsvertrag in Bonn bestätigt die Befürchtung der CDU/CSU-Gruppe des
EP, daß die Dominanz der rot-grünen Parteien in der Europäischen Union nicht nur zu einem
Richtungswechsel in der Sachpolitik, sondern auch zu einem machtpolitisch motivierten
Mißbrauch der personalpolitischen Möglichkeiten in der EU-Kommission führen wird. Dank
der parteiübergreifenden Europapolitik und der menschlichen Fairness des deutschen Bun-
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deskanzlers Helmut Kohl wurde eine der beiden deutschen Kommissarspositionen mit Frau
Monika Wulf-Mathis, Mitglied der SPD, besetzt. Dies entsprach der unparteiischen „politi-
schen Architektur“ der Gemeinschaft, nach der in den fünf Ländern mit jeweils zwei Kommis-
saren - Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Italien und Spanien - nach Möglichkeit je-
weils ein Kommissar einer nationalen Oppositionspartei angehören soll. Der - im rot-grünen
Koalitionsvertrag sichtbare - Bruch mit dieser bewährten Tradition deutet auf eine gewollte
parteipolitische Machtpolitik hin, die schädliche Wirkungen für die fachliche Kompetenz der
EU-Kommission und darüber hinaus für die die europäische Integration haben wird. Wenn
EU-Institutionen zum parteipolitischen Beuteobjekt degradiert werden, dann muß das Eu-
ropäische Parlament als Motor der Integration seine Wächterrolle und Kontrollfunktion sehr
ernst nehmen. Nach der Benennung der neuen Kommissionsmitglieder muß die gesamte EU-
Kommission durch das Europäische Parlament bestätigt werden.

Nach Auffassung der CDU/CSU-Abgeordneten sollte das Europäische Parlament einer EU-
Kommission, die sich nicht aus fachlich kompetenten Persönlichkeiten, sondern aus partei-
politischen Pfründenjägern zusammensetzt, das Vertrauen verweigern.

Im gegenwärtigen Europäischen Parlament haben die Sozialisten und Sozialdemokraten
(SPE) 218 Sitze, die Christlichen Demokraten (EVP) 200 Sitze. Die größere Zahl der SPE-Ab-
geordneten ist auf das britische Mehrheitswahlrecht zurückzuführen, das der 1994 sehr erfol-
greichen Partei von Tony Blair 62 Sitze im EP bescherte, während die britischen Konservati-
ven (EVP) nur 18 Mandate erhielten. Nach dem für die EP-Wahl 1999 in Großbritannien vor-
gesehenen Verhältniswahlrecht würden bei gleichen Stimmenzahlen wie 1994 die Konserva-
tiven ca. 12 Sitze dazugewinnen, Labour würde ca. 30 Sitze verlieren; die restlichen
Zugewinne würden den Liberalen und anderen Parteien im Vereinigten Königreich zufallen.
Wenn man diese Wahlrechtsänderung in die Rechnung einsetzt, so könnte die EVP mit
200+12=212 zur stärktsten Fraktion werden, während die SPE mit 218 minus 30=188 mit der
Rolle des Zweitstärksten zufrieden sein müßte. Entscheidend für die steigende Verantwor-
tung des Europäischen Parlaments ist aber die Frage, ob die Parteien der politischen Mitte
Europas die Mehrheit erringen können.

Wichtig in diesem Zusammenhang sind einerseits die Einigung, organisatorische Einheit und
strategische Handlungsfähigkeit der politischen Mitte, z.B. in Italien und Frankreich, und an-
dererseits die Überzeugungskraft, mit der man Wähler für unsere freiheitliche Ordnung und
für die Zukunftssicherung der Europäer durch eine Integration im Geiste Konrad Adenauers
und in der Konzeption Helmut Kohls gewinnen kann. Das Europäische Parlament wird seine
Schlüsselrolle an der Schwelle zum 21. Jahrhundert dann erfolgreich wahrnehmen können,
wenn die CDU/CSU und die EVP zur bestimmenden Kraft werden. Auf diese europäische
Herausforderung wollen und werden wir die richtige Antwort geben.
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Arndts-Haupt 56

Barbe 59
Baumeister 25, 108
Bellmann 58
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Böge 109
Böhmer 97
Böhr 74ff.

Diepgen 109

Eppelmann 97
Escher 98

Fischer 96

Geißler 110
Geschka 111
Glase 111

Hackler 72
Hähle 107ff.
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Hintze 29, 112
Holzapfel 112

Jäger 63
Jung 112
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Merkel 77
Merz 116
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Möller 72
Müller, Hildegard 117
Müller, Peter 100

Nolte 100

Pawelski 118
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Pöttering 96ff.
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Rauen 101
Rehberg 119
Renner 119
Repnik 120
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Rühe 92
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Schäuble 35, 70, 76, 89, 95, 135
Schavan 92
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